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(Nr. 2304.) Geſetz, betreffend Abänderung des Zuckerſteuergeſetzes. Vom 27. Mai 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Artikel L 
Die Beſtimmungen des zweiten und dritten Theiles — $$. 65 ff. — des 
Geſetzes, die Beſteuerung des Zuckers betreffend, vom 31. Mai 1891 Meichs⸗ 
Geſetzbl. S. 295), ſowie das Geſetz, betreffend Abänderung des Zuckerſteuergeſetzes, 
vom 9. Juni 1895 (Reichs-Geſetzbl. S. 255) werden aufgehoben. An die Stelle 
der aufgehobenen Vorſchriften des Geſetzes vom 31. Mai 1891 treten folgende 
Beſtimmungen: 


Zweiter Theil. 
Zuſchlag zur Zuckerſteuer. 


1. Gegenſtand, Höhe und Erhebung des Zuſchlages. 
$. 65. 

Von dem in einer Zuckerfabrik zur ſteuerlichen Abfertigung ($$. 36ff.) ge- 
langenden Zucker wird ein Zufchlag zur Zuckerſteuer (Betriebsſteuer) erhoben, 
welcher für die innerhalb eines Betriebsjahres abgefertigten Mengen 

bis zu 4000 000 Kilogramm einſchließlich ...... 0,10 Mark, 
von über 4000000 bis zu 5000 000 Kilogramm 0128s „ 
von über 5 000 000 bis zu 6 000 000 Kilogramm. On = 
und fo fort, von 1000000 zu 1000 000 Kilogramm um je 0,025 Mark ſteigend, 
für je 100 Kilogramm Rohzucker beträgt. 
Reichs Geſehbl. 1896. 21 


Ausgegeben zu Berlin den 30. Mai 1896. 


—. MD. — 


Ferner wird nach Maßgabe der nachfolgenden Vorſchriften für die einzelnen 
Zuckerfabriken alljährlich eine Zuckermenge (Kontingent) feſtgeſetzt, bei deren Ueber⸗ 
ſchreitung ſich der Steuerzuſchlag für die das Kontingent uͤberſteigende Zuckermenge 
um einen dem Ausfuhrzuſchuſſe für Rohzucker ($. 77 Ziffer a) gleichkommenden 
Betrag erhöht. Fabriken, welchen abgeſehen von dem Falle des $. 67 ein Kon⸗ 
tingent nicht zugetheilt iſt, haben den erhöhten Zuſchlag von ihrer geſammten 
Zuckererzeugung zu entrichten. 

F. 66. 

Der Zuſchlag zur Zuckerſteuer wird nach den aus der Fabrik ausgehenden 
Rohzuckermengen bemeſſen. Verläßt der Zucker die Fabrik nicht in der Form 
von Rohzucker, fo iſt das Erzeugniß zum Zweck der Steuerfeſtſetzung auf feinen 
Rohzuckerwerth umzurechnen. Nach welchem Verhältniß letzteres zu geſchehen hat, 
beſtimmt der Bundesrath. 

Zucker, welcher im gebundenen Verkehr ($. 39) in die Fabrik eingebracht 
wird, iſt nach ſeinem Rohzuckerwerth von der aus der Fabrik ausgehenden Menge 
in Abzug zu bringen. 

Rübenſäfte und Abläufe der Zuckerfabrikation unterliegen dem Zuſchlage nicht. 


$. 67. 

Betriebsſtätten, welche ausſchließlich Zucker der im $. 66 Abſatz 2 gedachten 
Art verarbeiten, find der Kontingentirung und der Zuſchlagspflicht nicht unter⸗ 
worfen. 

$. 68. 

Mehrere in der Hand desſelben Beſitzers befindliche, innerhalb einer Ent- 
fernung von 10 Kilometer von einander belegene Fabriken werden, ſofern auch 
nur eine derſelben nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes errichtet iſt, im Sinne 
der obigen Beſtimmungen als eine Fabrik angeſehen. 


2. Zahlungspflicht und Verjährung. 
$. 69. 

Der Zuſchlag zur Zuckerſteuer ($$. 65, 66) iſt zu entrichten, ſobald der 
Zucker die Fabrik verläßt. Zur Entrichtung iſt der Fabrikinhaber verpflichtet. 

Eine Befreiung von der vorgedachten Abgabe oder eine Vergütung der⸗ 
ſelben ($$. 5, 6) findet nicht ftatt. 

Bezüglich der Stundung und der Verjährung finden die Vorſchriften der 
§§. 3 und 4 Anwendung. 


3. Derfahren bei der Kontingentirung der Zucherfabriken. 
F. 70. 
Die erſtmalige Feſtſtellung der Kontingente (§. 65) erfolgt unmittelbar nach 
Verkündigung dieſes Geſetzes für das Betriebsjahr 1896/97 und umfaßt alle 
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iejeni | i Verkündi its i triebe 
diejenigen Fabriken welche bei Verkündigung des Geſetzes bereits im Be 
oder gan Betriebe fertig oder welche vor dem ii Dezember 1895 in der den 
ſtellung begriffen waren. Die ſpäteren Kontingentirungen finden bis zum 1. No⸗ 
vember eines jeden Betriebsjahres für das darauf folgende Betriebsjahr ſtatt. 


g. 7¹. 


nicht bereits an der erſtmaligen Kontingentirung theilgenommen haben, ein Kon⸗ 
tingent für das erſte Jahr ihres Betriebes in der Regel überhaupt nicht und 
für das zweite Jahr nur in Höhe der Hälfte der im ordnungsmäßigen Verfahren 


Iſt eine Fabrik im erſten Jahre ihres Beſtehens weniger als fünfzig Tage 
im Betriebe geweſen, ſo treten die in dem Geſetze für das erſte Jahr ihres Be⸗ 
Folgen auch für das zweite Jahr und die für das zweite 
Jahr vorgeſehenen Folgen für das dritte Jahr ein. 
Solche Fabriken, deren Theilhabern die Verpflichtung obliegt, ſelbſt ein 


welche andere als ſolche Pflichtrüben im erſten Jahre ihres Beſtehens nicht ver⸗ 
arbeiten, erhalten ſchon in dieſem ein Kontingent in Höhe der Hälfte der im 
ordnungsmäßigen Verfahren zu ermittelnden Jahresmenge zugetheilt. 


9. 72. 


Das Kontingent der einzelnen Fabrik wird nach der Zuckermenge ermittelt, 
welche von der Fabrik in den letzten drei Betriebsjahren unter Weglaſſung der 
niedrigſten Jahreserzeugung durchſchnittlich hergeſtellt iſt. Das Betriebsjahr, in 
welchem die Kontingenkirung vorgenommen wird, wird abgeſehen von der erſt⸗ 
maligen Kontingentirung hierbei nicht berückſichtigt. 

Bei denjenigen Fabriken, bei welchen die hiernach zu berechnende Zucker⸗ 
menge weniger als vier Millionen Kilogramm beträgt, wird die in einem der 
letzten fünf Jahre hergeſtellte höchſte Zuckermenge, jedoch nicht über den Betrag 
von vier Millionen Kilogramm hinaus, der Kontingentirung zu Grunde gelegt. 


§. 73. * 2 1 
Iſt eine Fabrik noch nicht oder nicht während des ganzen im F. 72 be⸗ 2 fan Fa 
zeichneten Zeitraums im Betriebe geweſen, ſo wird unter Anhörung von Sach⸗ 4 PR; WR: 7 4 
verſtändigen ermittelt „in welchem Verhältniß ihre techniſche Leiſtungsfähigkeit zu 774 een. 75 
der Leiſtungsfähigkeit einer oder mehrerer anderer, thunlichſt nahe gelegener 2 0 20, 4 m, 2 
Fabriken ſteht, welche während der an dem vorbezeichneten Zeitraum fehlenden 3 a 5 
hre in ungeſtörtem Betriebe geweſen ſind. Nach dieſem Verhältniß wird aus 7 4 „ 
der Zuckermenge, welche die letzteren Fabriken in den in Rede ſtehenden Jahren ’7 
tbatſächlich erzeugt haben, für die zu kontingentirende Fabrik die Zuckermenge be 7 
rechnet, welche ihr bezüglich jener Fehljahre in Anrechnung m bringen ift. 


— A 


Dies Verfahren findet ſinngemäße Anwendung, wenn eine zu kontingentirende 
Fabrik in Folge Brandſchadens oder anderer nicht vorherzuſehender und unab- 
wendbarer Ereigniſſe, welche den techniſchen Betrieb der Anſtalt ſtören, während 
eines der in Betracht kommenden Jahre zu einer ungewöhnlichen Einſchränkung 
der Zuckererzeugung genöthigt geweſen iſt. Auch kann der Bundesrath die An⸗ 
wendung der Vorſchrift auf ſolche Fabriken zulaſſen, welche in den Jahren 
1893/94 bis 1895/96 durch beſtimmte, bei der Anlage der Fabrik nicht vorher⸗ 
zuſehende unabänderliche Verhältniſſe an der ordnungsmäßigen Ausnutzung ihrer 
Leiſtungsfähigkeit verhindert geweſen find. Das Gleiche gilt bezüglich derjenigen 
Fabriken, welche in den Jahren 1893/4 bis 1895/96 völlig umgebaut ſind 
oder durchweg neue maſchinelle Einrichtungen erhalten haben. 

Auf Antrag werden, wenn eine Zuckerfabrik vertragsmäßig den Betrieb 
dauernd zum Zweck der Vergrößerung anderer Zuckerfabriken im Laufe der letzt⸗ 
vorhergegangenen drei Betriebsjahre 1893/94, 1894/95, 1895/96 eingeftellt hat, 
die für die vergrößerten Fabriken zu ermittelnden Zuckermengen um einen Betrag 
erhöht, welcher der Zuckererzeugung der eingegangenen Fabrik in den Jahren vor 
ihrer Betriebseinſtellung entſpricht. Dieſe Beſtimmung findet jedoch nur An⸗ 
wendung, wenn die Entfernung zwiſchen den in Betracht kommenden Fabriken 
nicht mehr als dreißig Kilometer beträgt und wenn nach Ermeſſen der höheren 
Verwaltungsbehörde des Bezirks vom landwirthſchaftlichen Standpunkte Bedenken 
nicht entgegenſtehen, insbeſondere die Verwerthung des Ertrages der bisher an 
der Verforgung der eingegangenen Fabrik betheiligten Rübenländereien durch die 
vergrößerten Fabriken im Weſentlichen geſichert erſcheint. 


F. 74. 


Die Feſtſtellung der Kontingente geſchieht in Rohzuckerwerth, ſie erfolgt 
endgültig durch die oberſten Landes-Finanzbehörden nach näherer Beſtimmung des 
Bundesraths. 

§ 5, 

Die zuläffige Summe der für die einzelnen Fabriken feſtzuſetzenden Kontingente 
(das Geſammtkonkingent) wird für das Betriebsjahr 1896/97 auf 1700 Millionen 
Kilogramm beſtimmt. Nach näherer Beſtimmung des Bundesraths kann das 
Geſammtkontingent zur Erleichterung der Errichtung neuer Fabriken, welche aus 
ſchließlich Melaſſe entzuckern, bis um zwei Prozent des jeweiligen Geſammt— 
kontingents erhöht werden. 

Soweit eine ſolche Erhöhung eintritt, finden die Beſtimmungen des F. 71 
auf dieſe Art Fabriken keine Anwendung. 

Für jedes fernere Betriebsjahr wird das Geſammtkontingent im vorher— 
gehenden Jahre durch den Bundesrath feſtgeſtellt. Hierbei wird das neu feſt⸗ 
zuſetzende Geſammikontingent gegen das Geſammtkontingent des Jahres, in welchem 
die Feſtſetzung erfolgt, um das Doppelte desjenigen Betrages vermehrt, um 
welchen der inländiſche Verbrauch an Zucker in dem vorhergegangenen Rechnungs— 
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jahr den Verbrauch in dem nächſt vorhergegangenen Rechnungsjahr übertroffen 
hat. Als verbraucht gilt der im Inlande gegen Steuerentrichtung in den freien 
Verkehr geſetzte Zucker. g 

Ueberſteigt das hiernach feſtgeſetzte Geſammtkontingent die Summe der für 
dasſelbe Jahr für die einzelnen Fabriken ermittelten Kontingente, ſo find. die 
letzteren verhältnißmäßig zu erhöhen, im entgegengeſetzten Falle verhältnißmäßig 
herabzuſetzen. 


4. Uebertragung des Montingents auf andere Fabriken. 


F.. 

Iſt eine Fabrik durch Ereigniſſe der im $. 73 Abſatz 2 gedachten Art außer 
Stand geſetzt, Zucker bis zur Höhe ihres Kontingents herzuſtellen, ſo kann die 
Direktivbehörde geſtatten, daß der nicht erledigte Theil des Kontingents dem 
Kontingent anderer Fabriken, ſoweit dieſe die Verarbeitung der der erſteren Fabrik 
noch zur Verfügung ſtehenden Rohſtoffe übernehmen, zugeſchrieben wird. 


Die Uebertragung des Kontingents oder eines Theiles desſelben auf ein 
ſpäteres Jahr iſt unzuläſſig. 


Dritter Theil. 
Ausfuhrzuſchuͤſſe. 


1. Höhe der Zuſchüſſe und deren Zahlung. 


ige, 


Inm Falle der Ausfuhr des Zuckers oder der Niederlegung desſelben in 
einer öffentlichen Niederlage oder einer Privatniederlage unter amtlichem Mit- 
verſchluß in einer Menge von mindeſtens 500 Kilogramm wird ein Ausfuhr: 
zuſchuß gewährt, welcher 
a) für Rohzucker von mindeſtens 90 Prozent Zuckergehalt und raffinirten 
Zucker von unter 98, aber mindeſtens 90 Prozent Zuckergehalt 2,0 Mark, 
b) für Kandis und Zucker in weißen vollen harten Broten, 
Blöcken, Platten, Stangen oder Würfeln oder in weißen 
harten durchſcheinenden Krystallen von mindeſtens 99 ¼ Pro- 
zent Zuckergehalt, alle dieſe Zucker auch nach Zerkleinerung 


unter ſteueramtlicher Aufſicht e 3,585 + 
e) für alle übrigen Zucker von mindeſtens 98 Prozent Zucker⸗ 
a (/ r 3, 


für 100 Kilogramm beträgt. 
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Nach näherer Beſtimmung des Bundesraths können die Ausfuhrzuſchüſſe 
auch für zuckerhaltige Waaren im Falle des F. 6 Ziffer 1 gewährt werden. 


b. 78. 


Die Zahlung der Zuſchüſſe erfolgt nach Ablauf von ſechs Monaten nach 
dem Tage der Ausfuhr oder Niederlegung. 

Wird Zucker aus der Niederlage in den freien Verkehr oder in eine Zucker⸗ 
fabrik entnommen, ſo iſt der darauf gewährte Zuſchuß zurückzuzahlen. Der 
niedergelegte Zucker haftet der Steuerbehörde ohne Rückſicht auf die Rechte Dritter 
für den Betrag des gewährten Zuſchuſſes. 


2. Aenderung der Zuſchußſätze. 


Wera 

Der Bundesrat) ift ermächtigt, die im F. 77 vorgeſehenen Zuſchußſätze 
vorübergehend oder dauernd zu ermäßigen oder die Beſtimmung über die Zahlung 
von Zuſchüſſen vollſtändig außer Kraft zu ſetzen, ſobald in anderen Rübenzucker 
erzeugenden Ländern, welche gegenwärtig für die Zuckererzeugung oder Zucker⸗ 
ausfuhr eine Prämie gewähren, dieſe Prämie ermäßigt oder beſeitigt wird. Der 
bezügliche Beſchluß des Bundesraths iſt dem Reichstag, ſofern er verſammelt iſt, 
ſofort, andernfalls aber bei feinem nächſten Zuſammentreten vorzulegen. Der⸗ 
ſelbe iſt außer Kraft zu ſetzen, ſoweit der Reichstag dies verlangt. 

Für den Fall, daß der Bundesrath von der vorſtehenden Ermächtigung 
Gebrauch macht, iſt gleichzeitig eine der Erſparniß an Ausfuhrzuſchüſſen ent⸗ 
ſprechende Herabſetzung der Zuckerſteuer anzuordnen. 


Vierter Theil. 
Zoll-, Uebergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 


$. 80. 

Der Eingangszoll für feſten und flüſſigen Zucker jeder Art beträgt 40 Mark 
für 100 Kilogramm. Unter Zucker werden auch Rübenſäfte, Füllmaſſen und 
Zuckerabläufe (Syrup, Melaſſe) verſtanden. 

Der Eingangszoll für Honig, auch künſtlichen, wird auf den gleichen 
Betrag feſtgeſetzt. Die beſtehenden Beſtimmungen über die Ermittelung des 
Nettogewichts von Syrup in Fäſſern finden auf ausgelaſſenen Honig, auch 
künſtlichen, ſowie auf flüſſigen Zucker in Fäſſern gleichfalls Anwendung. 


$. 81. 


Geht ausländiſcher Zucker unter Steueraufſicht zur weiteren Bearbeitung 
in eine Zuckerfabrik, jo kann die Steuerbehörde geſtatten, daß der Eingangszoll 


— 22 — 


zunächſt nur in dem nach Abzug der Zuckerſteuer ($. 2) fh ergebenden Betrage 
erhoben und des Weiteren der Zucker wie unverſteuerter inländiſcher Rübenzucker 
behandelt wird. 


F. 82. 


Wird Zucker, welcher vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in eine Nieder- 
lage aufgenommen iſt, nach dem genannten Zeitpunkt in den freien Verkehr 
oder in eine Zuckerfabrik übergeführt, ſo iſt dafür, unbeſchadet der Rückzahlung 
des etwa darauf gewährten Zuſchuſſes, der Betrag des Unterſchiedes zwiſchen 
dem bisherigen und dem durch dieſes Geſetz beſtimmten Zuſchußſatze zu entrichten. 

Der gleiche Betrag iſt von demjenigen Zucker zu erheben, welcher ſich beim 
Inkrafttreten des Geſetzes außerhalb einer Niederlage im gebundenen Verkehr 
oder in einer Zuckerfabrik befindet, in letzterem Falle jedoch nur, ſoweit nicht der 
Zucker beim Ausgange aus der Fabrik auf das Kontingent der letzteren in An— 
rechnung kommen würde. 


Wird Zucker, welcher vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in eine Nieder: 
lage ohne Zuſchußgewährung aufgenommen iſt, nach dem genannten Zeitpunkt 
unter Inanſpruchnahme des Ausfuhrzuſchuſſes ausgeführt oder niedergelegt, ſo iſt 
. 5 . 31. Mai 1891 a 

dafür ein Zuſchuß nur in der im Geſetze vom Da 1508 vorgeſehenen Höhe 
zu gewähren. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen beziehen ſich nicht auf unverzollten aus⸗ 
ländiſchen Zucker. 


Artikel II. 


Die im §. 2 des Geſetzes vom 31. Mai 1891 auf 18 Mark feſtgeſetzte 
Zuckerſteuer wird auf 20 Mark für 100 Kilogramm Nettogewicht erhöht. 


Artikel III. 


Im F. 16 des Geſeßes vom 31. Mai 1891 kommt der Abſatz 2, in den 
55. 21 und 22 kommen die Worte: „oder zuerſt nach dem 31. Juli 1892 fort⸗ 
geſetzt“, im h. 42 die Worte: „bis zum 1. Auguſt 1892, ſofern aber die Anſtalt 
erſt ſpäter errichtet wird! und im $. 43 die Bezugnahme auf $. 67 des Geſetzes 
in Wegfall, foweit im §. 43 auf den bisherigen §. 68 Bezug genommen iſt, 
tritt an die Stelle des letzteren der $. 77. 


Artikel IV. 


Dieſes Geſetz tritt bezüglich der Vorſchriften über die erſtmalige Kon⸗ 
tingentirung der Fabriken ſowie über den Eingangszoll und die Zuckerſteuer mit 
dem Tage ſeiner Verkündigung, im Uebrigen mit dem 1. Auguſt 1896 in Kraft. 
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Für Gebietstheile, welche an dem vorgenannten Tage außerhalb der Zoll: 
grenze liegen, tritt, falls dieſelben in dieſe Grenze eingeſchloſſen werden, mit dem 
Tage der Einſchließung das gegenwärtige Geſetz in Kraft. 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, den unter Berückſichtigung der obigen 
Aenderungen ſich ergebenden Text des Geſetzes vom 31. Mai 1891 als „Zucker⸗ 
ſteuergeſetz“ mit dem Datum des vorliegenden Geſetzes durch das Reichs-Geſetz— 
blatt bekannt zu machen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord Meiner Yacht Alexandria, den 27. Mai 1896. 
(JL. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


(Nr. 2305.) Bekanntmachung, betreffend die Redaktion des Zuckerſteuergeſetzes. Vom 
28. Mai 1896. 


Au Grund des Artikels IV des Geſetzes, betreffend Abänderung des Zuder- 


ſteuergeſetzes, vom 27. Mai 1896 wird der Text des Zuckerſteuergeſetzes nach⸗ 
ſtehend bekannt gemacht. 


Berlin, den 28. Mai 1896. 


Der Reichskanzler. 
Fürſt zu Hohenlohe. 
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Zuckerſteuergeſetz. 


Vom 27. Mai 1896. 


— — 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaiſer, König 
bon Preußen ıc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Erſter Theil. 
Beſteuerung des inländiſchen Ruͤbenzuckers. 


Erſter Abſchnitt. f 
Allgemeine Beſtimmungen. 


1. Gegenſtand, Erhebungsart und Höhe der Steuer. 


81 
Der inländiſche Rübenzucker unterliegt einer Verbrauchsabgabe — Zacker⸗ 
ſteuer — und zu deren Sicherung der Steuerkontrole. 
\ Im Sinne dieſes Geſetzes gilt als inländiſcher Rübenzucker aller im In⸗ 
lande durch Bearbeitung von Rüben oder durch weitere Bearbeitung von Pro— 
dukten, welche aus im Inlande bearbeiteten Rüben herſtammen, gewonnene feſte 
und flüſſige Zucker, einſchließlich der Rübenſäfte, der Füllmaſſen und der Zucker⸗ 
abläufe (Syrup, Melaſſe), und zwar ohne Rückſicht darauf, ob bei der Fabrikation 
eine Verwendung auch anderer zuckerhaltiger Stoffe oder Zucker ſtattgefunden hat. 
Unter der weiteren Bearbeitung von Produkten aus Rüben iſt insbeſondere ver- 
ſtanden die Entzuckerung oder Raffination von Zuckerabläufen (Syrup, Melaſſe), 
die Raffination von Rohzucker, die Auflöſung von feſtem Zucker, die Inverſion. 


er 
Die Zuckerſteuer beträgt 20 Mark von 100 Kilogramm Nettogewicht. 5 
Rübenſäfte und Abläufe der Zuderfabrifation find der Zuckerſteuer nicht 
unterworfen. 
Reichs. Geſetzbl. 1896. kr 


— 18 7 — 


Der Bundesrath ift ermächtigt, Zuckerabläufe, Rübenſäfte ſowie Miſchungen 
von Zuckerabläufen und Rübenſäften mit einander oder mit anderen Stoffen, 
jedoch Rübenſäfte und Miſchungen, in welchen Rübenſäfte enthalten find nur 
ſoweit als fie nicht in Haushaltungen ausſchließlich zum eigenen Verbrauch be— 
reitet werden, der Zuckerſteuer zum vollen oder zu einem ermäßigten Satze zu 
unterſtellen. 

Die Beſtimmungen über Gegenſtand und Höhe der hiernach Abſatz 3) 
vom Bundesrath feſtgeſetzten Zuckerſteuer find dem Reichstag, ſofern er ver 
ſammeb iſt, ſofort, andernfalls aber bei deſſen nächſtem Zuſammentreten vorzu⸗ 
legen. Dieſelben find außer Kraft zu ſetzen, ſoweit der Reichstag dies verlangt. 


2. Zahlungspflicht. 


8 3 

Die Zuckerſteuer iſt zu entrichten, ſobald der Zucker aus der Steuerkontrole 
in den freien Verkehr tritt. Zur Entrichtung iſt derjenige verpflichtet, welcher 
den Zucker zur freien Verfügung erhält. 

Der Zucker haftet für den Betrag der Steuer ohne Rückſicht auf die Rechte 
Dritter. In gleicher Weiſe haftet die zuckerhaltige Waare im Falle des $. 6 
Ziffer 1 für die Steuer oder die gezahlte Vergütung. 

Gegen Sicherheitsbeſtellung iſt die Zuckerſteuer zu ſtunden. Für eine Friſt 
bis zu drei Monaten kann fie auch ohne Sicherheitsbeſtellung geftundet werden, 
falls nicht Gründe vorliegen, welche den Eingang als gefährdet erſcheinen laſſen. 


3. Verjährung. 


§. 4. 

Alle Forderungen und Nachforderungen an Zuckerſteuer, desgleichen die 
Anſprüche auf Erſatz wegen zuviel oder zur Ungebühr entrichteter Zuckerſteuer ver⸗ 
jähren binnen Jahresfriſt vom Tage des Eintritts der Zahlungsverpflichtung be⸗ 
ziehungsweiſe der Zahlung an gerechnet. Der Anſpruch auf Nachzahlung defrau⸗ 
dirter Gefälle verjährt in drei Jahren. 

Auf das Regrefverhältnig des Staates gegen die Steuerbeamten finden 
dieſe Verjährungsfriſten keine Anwendung. 


4. Sefreiung von der Zuchkerſteuer. 


§. 5. 
Zucker, welcher unter Steuerkontrole ausgeführt wird, iſt von der Erhebung 
der Zuckerſteuer befreit. 
Bei der Ausfuhr von Zucker aus dem freien Verkehr findet eine Vergütung 
der Zuckerſteuer nicht ſtatt. 
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$. 6, 
Nach näherer Beſtimmung des Bundesraths kann 10 
1. im Falle der Ausfuhr von Fabrikaten, zu deren Herſtellung inländiſcher 
übenzucker verwendet worden iſt oder im Falle der Niederlegung 
ſolcher Fabrikate in ſteuerfreien Niederlagen die Zuckerſteuer für die 
verwendete Zuckermenge unerhoben bleiben oder im entrichteten Betrage 
vergütet werden; 

2. inländiſcher Rübenzucker zur Viehfütterung oder zur Herſtellung von 
anderen Fabrikaten als Verzehrungsgegenſtänden ſteuerfrei abgelaſſen 
werden. 

Zucker, welcher zu den unter 2 bezeichneten Zwecken verwendet werden ſoll, 


muß in der Regel vor der ſteuerfreien Verabfolgung unter amtlicher Aufſicht zum 
menſchlichen Genuß unbrauchbar gemacht (denaturirt) werden. 


Zweiter Abſchnitt. 


Steuerkontrole über die Herſtellung und den Verbleib unverſteuerten 
inländiſchen Rübenzuckers. 


I. Kontrole der Zuckerfabriken. 


r. Begriffsbeſtimmung der Zuckerfabrilen. 


$. 7. 

Zuckerfabriken ſind alle zur Herſtellung kryſtalliſirten Rübenzuckers beſtimmten 
Anſtalten, mit Ausnahme der Anſtalten, welche lediglich verſteuerte Produkte aus 
Rüben weiter bearbeiten. 

Inwieweit Fabriken zur Herſtellung nicht kryſtalliſirten Rübenzuckers als 
Zuckerfabriken im Sinne dieses Geſetzes anzuſehen ſind ‚ beftimmt der Bundesrath. 


2. Dem Sabrikinhaber zwecks der Montrole obliegende Einrichtungen 
und Anzeigen. 


a, Sichernde bauliche Einrichtungen der Juckerfabriken. 


$. 8. 
. Die Zuckerfabriken müſſen baulich fo eingerichtet ſein, daß eine gegen die 
heimliche Wegbringung von Zucker ſichernde amtliche Bewachung derſelben ohne 
chwierigkeit ſtattfinden, die Steuerbehörde auch den Gang der Fabrikation und 
den Verbleib der Fabrikate innerhalb der Fabrik verfolgen kann. 
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A. Für die Zuckerfabriken, welche kryſtalliſirten Zucker herſtellen, bedarf 
es, Ausnahmen für bereits ſeit dem 1. Auguſt 1888 beſtehende Fabriken vor⸗ 
behaltlich, 

entweder 
1. der Abſchließung derjenigen Raume, in welchen die Kryſtalliſation der 
Säfte, die Bearbeitung und die Aufbewahrung von kryſtalliſirtem 
Zucker ſtattfindet, desgleichen derjenigen Räume, in welchen Zucker⸗ 
abläufe (Syrup, Melaſſe) ſich befinden, gegen die übrigen Fabrikräume 
und nach außen, 
oder 
2. der Umfriedigung der Fabrikanlage. 


Auch liegt den Fabrikinhabern ob, auf Verlangen zur Erleichterung der 
Ueberwachung des Betriebes und Verkehrs der Fabrik Wachtlokale für die Auf 
ſichtsbeamten innerhalb oder außerhalb der Fabrikräume herzuſtellen. 

In Bezug auf die unter Ziffer 1 bezeichnete Einrichtung kann nachgelaſſen 
werden, daß Zuckerabläufe dauernd oder während der ſtändigen Bewachung der 
Zuckerfabrik auch in nicht ſichernd abgeſchloſſenen Räumen ſich befinden dürfen 
und daß kryſtalliſirter Zucker außerhalb des Abſchluſſes in ſteuerſicher und 
zur Anlegung eines amtlichen Verſchluſſes eingerichteten Räumen aufbewahrt 
werden darf. 

B. Für die Zuckerfabriken, welche keinen kryſtalliſirten Zucker herſtellen, 
trifft der Bundesrath Beſtimmung darüber, ob und welche Anforderungen in 
Bezug auf ſichernde bauliche Einrichtung zu ſtellen find (wergleiche $. 25 unter 
Ziffer 2). 
§. 9 


§. 9. 
Bezüglich der im F. 8 unter A Ziffer 1 und 2 bezeichneten baulichen Ein⸗ 


richtungen gelten folgende nähere Beſtimmungen: 


I. Zu Ziffer 1. 

1. Die Zahl der äußeren Eingänge zu den abzuſchließenden Fabrikräumen 
(Thüröffnungen, Ladeluken und dergleichen), ſowie die Zahl der inneren Zugänge 
in der den Abſchluß bildenden Zwiſchenwand (Mauerwand, Eiſendrahtgitter, 
Holzwand oder dergleichen) iſt ſoweit zu beſchränken, als es mit den unabweis⸗ 
lichen Bedürfniſſen des Fabrikbetriebes und Verkehrs vereinbar iſt. Die äußeren 
Eingänge und, ſoweit es die Steuerbehörde fordert, auch die inneren Zugänge 
müſſen mit ſichernden Thüren, Klappen oder dergleichen verſehen und dieſe zur 
Anlegung eines ſteueramtlichen Verſchluſſes eingerichtet ſein. 

2. Die Fenſter und ähnliche Oeffnungen der abzuſchließenden Räume ſind 
durch Gitter von Eiſen oder Eiſendraht zu verſichern. Die Verſicherung kann 
bezüglich der oberen Stockwerke und der Bedachung von der Steuerbehörde theil— 
weiſe oder ganz erlaſſen werden. 
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II. Zu Ziffer 2. s 

3. Neue Umftiedigungen find fo anzulegen, daß kein Gebäude den 
oder halb derſelben weniger als 5 Meter von der Umfriedigung entfern 
liegt. asſelbe Mindeſtmaß der Entfernung iſt bei der ſpäteren Errichtung 
von Gebäuden innerhalb oder außerhalb neuer oder jetzt bereits vorhandener 
Umfriedigungen einzuhalten. Ausnahmen ſind zuläſſig für bereits ſeit dem 
1. Auguſt 1888 beſtehende Zuckerfabriken. 

4. In der Regel ſollen die Umfriedigungen mindeſtens 2 ½ Meter hoch 
ſein und aus Steinmauern oder eiſernen Gittern (Stäbe, Drabt) beſtehen. 5 

5. In Bezug auf die Zahl der Eingänge in der Umfriedigung finden die 
Beſtimmungen unter 11 entſprechende Anwendung. 

6. Es kann geſtattet werden, daß die Umfriedigung zum Theil durch 
Gebäude gebildet wird. Die letzteren ſind entweder nach dem Fabrikhofe zu oder 
nach außen in der Art ſichernd einzurichten, daß die vorhandenen Eingänge be⸗ 
ſeitigt oder unter Steuerverſchluß genommen und die Fenſter oder dergleichen 
nach Maßgabe der Beſtimmungen unter 12 vergittert werden. 


Ä $. 10. 

Der Inhaber einer Zuckerfabrik ift verpflichtet, den Anforderungen zu ge 
nügen, welche nach den vorſtehenden §§. 8 und 9 dieſes Geſetzes und den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen des Bundesraths von der Steuerbehörde in Bezug auf 
die Anlegung, Abänderung und Inſtandhaltung baulicher Einrichtungen geſtellt 
werden. Derſelbe darf Veränderungen in Bezug auf die vorſchriftsmäßig ge⸗ 
troffenen Einrichtungen nur nach zuvor eingeholter und ertheilter Genehmigung 
der Steuerbehörde vornehmen. 

Die Wachtlokale der Auſſichtsbeamten (vergleiche §. 8 unter A) hat der 
Fabrikinhaber reinigen, beleuchten und erwärmen zu laſſen. 


Sfr 


Die erſtmaligen Koften von Einrichtungen nach §§. 8 und 9, mit Aus 
nahme der Koſten der Einrichtung beſonders abgeſchloſſener Räume zur Auf⸗ 
bewahrung kryſtalliſirten Zuckers in den im $. 8 unter A1 bezeichneten Fabriken 
(vergleiche a. a. O. Abſatz 3), werden den Fabrikinhabern aus der Reichskaſſe 
erſtattet, wenn die Einrichtungen von der Steuerbehörde entweder 

1. für bereits ſeit dem 1. Auguſt 1888 beſtehende Zuckerfabriken, von 

welchen bisher die betreffende Einrichtung nicht gefordert worden war, 
oder 

2. für am 1. Auguſt 1892 beſtehende Zuckerfabriken, deren Inhabern 

nach dem Zuckerſteuergeſetze vom 9. Juli 1887 eine Verpflichtung zur 
ſichernden baulichen Einrichtung nicht oblag, 
angeordnet worden ſind. 
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Wird von der Steuerbehörde in Bezug auf eine Zuckerfabrik, für welche 
die Reichskaſſe die erſtmaligen Koſten der ſichernden baulichen Einrichtungen zu 
tragen hatte, demnächſt eine Abänderung oder Vervollſtändigung der urſprünglich 
angeordneten Einrichtungen gefordert, ohne daß dazu durch vorgenommene bauliche 
Veränderungen der Fabrik ein Anlaß gegeben war, fo find auch die neu ent 
ſtandenen Koſten dem Fabrikinhaber aus der Reichskaſſe zu erſetzen. Der Erſatz 
kann jedoch verſagt werden, wenn die Anforderung geſtellt iſt, nachdem gegen 
den Fabrikinhaber oder eine von ihm ſtrafrechtlich ſubſidiariſch zu vertretende 
Perſon (vergleiche §. 58) eine Strafe wegen Defraudation der Zuckerſteuer erkannt 
worden war. 


b. Büreau- und Aufenthaltsräume für die Steuerbeamten. 
$. 12. 

Die Inhaber von Zuckerfabriken haben 

1. nach näherer Beſtimmung der Steuerbehörde die in der Fabrik für 
den Abfertigungsdienſt erforderlichen Büreauräume zu ſtellen und mit 
dem nöthigen Mobiliar auszuſtatten, 

2. auf Verlangen für die dienſtlich in der Fabrik anweſenden Steuer⸗ 
beamten ein geeignetes und genügend ausgeſtattetes Lokal zum Aufent⸗ 
halt außerhalb des Dienſtes und zur Uebernachtung zu gewähren. 

Der Fabrikinhaber hat für die Inſtandhaltung, Reinigung, Beleuchtung 
und Erwärmung dieſer Lokale zu ſorgen. 

Auf dem Lande kann im Falle des Bedürfniſſes dem Fabrikinhaber die 
Verpflichtung auferlegt werden, für die zur Beaufſichtigung der Fabrik ſtändig 
angeſtellten Steuerbeamten Wohnungen nach näherer Beſtimmung der Steuer- 
behörde zu gewähren. 

Fur das unter Ziffer 2 bezeichnete Lokal und die Leiſtungen für dasſelbe 
nach Abſatz 2 ſowie für die nach Abſatz 3 zu gewährenden Wohnungen wird 
ſeitens der Steuerverwaltung eine Vergütung gewährt, über deren Höhe mangels 
einer Vereinbarung die der Ortsbehörde vorgeſetzte Verwaltungsbehörde entſcheidet. 


c. Waageeinrichtungen. 
Sp 
Zu den für die Zwecke der ſteuerlichen Kontrole und Abfertigung vorzu⸗ 
nehmenden amtlichen Verwiegungen haben die Fabrikinhaber Waagen und Gewichte 
nach näherer Beſtimmung der Steuerbehörde zu halten und nach Anweiſung der 
letzteren die Waagen aufzuſtellen. 


d. Anterſagung des Betriebes wegen ungenügender Einrichtung der Juckerfabrik. 
$. 14. 


Die Steuerbehörde kann, ſolange ihren Anforderungen in Bezug auf die 
in den $$. 8 bis 13 bezeichneten Einrichtungen nicht genüge geleiſtet iſt, den 
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Betrieb der Zuckerfabrik oder die Benutzung einzelner Räume oder Geräthe 
unterſagen. 


e. Anzeigen in Bezug auf Kaͤume und Geräthe. 


e 
Wer eine Zuckerfabrik errichten will, hat die Baupläne vor der Aus⸗ 
führung der zuſtändigen Steuerbehörde vorzulegen und deren Genehmigung, 
ſoweit das Steuerintereſſe in Frage kommt, zu erwirken. Die Steuerbehörde 
beſtimmt insbeſondere „welche ſichernden baulichen Einrichtungen nach $$. 8 und 9 
getroffen werden ſollen. 


Dieieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn der Umbau 
einer Zuckerfabrik beabſichtigt wird 


+ 


umgebauten Zuderfabrif bat der Fabrikinhaber der Steuerhebeſtelle 
des Bezirks eine Nachweiſung der zu der Fabrik gehörigen und der damit in 
Verbindung ſtehenden oder unmittelbar daran angrenzenden Räume einzureichen, 
welche auch eine Beſchreibung der Räume enthalten und von einem Grundriß 
derſelben begleitet ſein muß. Für Fabriken, welche durch eine Umfriedigung ge: 
ſichert find ($. 8 unter A 2), iſt außerdem eine Beſchreibung der als Umfriedigung 


17 


Veränderungen in Bezug auf ſolche Fabrikräume „welche in einer nach §. 8 
unter A! eingerichteten Zuckerfabrik innerhalb des Abſchluſſes belegen ſind, dürfen 


die Beendigung von Veränderungen BE anderer angemeldeter N 
alb der nächſtfolgenden drei Tage der 


. g 
Durch Bundesrathsbeſchluß können die Inhaber von Zuckerfabriken ver⸗ 
pflichtet werden, Nachweiſungen über die für den Fabrikbetrieb beſtimmten feſt⸗ 
ſtehenden Geräthe, ſowie Anzeigen über Veränderungen in Bezug auf dieſe 
Geräthe der Steuerbehörde einzureichen, auch die Geraͤthe mit einer Orduungs⸗ 
nummer und, ſoweit dieſelben zur Gewinnung oder Bearbeitung von Rüben⸗ 
oder Zuckerſäften, zur Aufnahme von Zuckerabläufen oder zu ähnlichen Zwecken 

jenen, mit der Angabe des Rauminhalts nach Liter verſehen zu laſſen. 
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f. Anzeige vom Beſitzwechſel. 
. 19; 
Jeder Wechſel im Beſitz einer Zuckerfabrik iſt der Steuerbehörde binnen 


einer Woche ſeitens des neuen und in den Fällen freiwilliger Beſitzübertragung 
auch ſeitens des bisherigen Beſitzers ſchriftlich anzuzeigen. 


g. Beſtellung eines Betriebsleiters. 


5520. 

Korporationen und Geſellſchaften, welche Zuckerfabriken beſitzen, ſowie 
andere den Betrieb nicht ſelbſt leitende Inhaber ſolcher Fabriken haben der 
Steuerbehörde diejenige Perſon zu bezeichnen, welche als Betriebsleiter in ihreim 
Namen und Auftrage handelt. 


h. Betriebsanzeigen. 
§. 21. 

Die Inhaber von Zuckerfabriken mit Rübenbearbeitung haben für jede 
Betriebsperiode den Tag der Betriebseröffnung mindeſtens eine Woche vorher 
ſchriftlich der Steuerbehörde anzuzeigen. 

Eine entſprechende Anzeige iſt von den Inhabern anderer Zuckerfabriken zu 
machen, bevor der Betrieb erſtmals eröffnet wird. 

In den Anzeigen muß ferner die Angabe enthalten ſein, ob und mit 
welchen regelmäßigen Unterbrechungen gearbeitet werden, ſowie welche tägliche 
Betriebszeit ftattfinden ſoll. Aenderungen find der Steuerbehörde rechtzeitig vor— 
her ſchriftlich anzuzeigen. 

Von anderen, als den vorgedachten Unterbrechungen des Betriebes iſt 
alsbald nach dem Eintritt und von der Wiederaufnahme des Betriebes rechtzeitig 
vorher ſchriftliche Anzeige an die Steuerbehörde zu erſtatten. 


§. 22. 

Bevor der Betrieb einer Zuckerfabrik erſtmals eröffnet wird, iſt von dem 
Fabrikinhaber der Steuerbehörde eine Beſchreibung des techniſchen Verfahrens der 
Fabrikation einzureichen und darin insbeſondere auch anzugeben, welche Arten 
von Rübenzucker (vergleiche §. 1 Abſatz 2) hergeſtellt werden ſollen. Im Falle 
einer Aenderung iſt die Beſchreibung zu ergänzen oder zu erneuern. 


1. Duplikate vorgeſchriebener Anzeigen. 


§. 23. 

Die in den $$. 16, 17, 21, 22 vorgeſchriebenen Anzeigen u. ſ. w. find 
in doppelter Ausfertigung einzureichen, die zurückgegebenen Duplikate nach An⸗ 
weiſung der Steuerbehörde in der Fabrik aufzubewahren und zur Verfügung der 
revidirenden Beaniten zu halten. 
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3. Ausübung der Kontrole. 


a. Ständige Bewachung der ZJuckerfabriken. 


§. 24. 

Die Zuckerfabriken unterliegen der unausgeſetzten Bewachung bei Tag und 
Nacht durch Steuerbeamte ſolange ein Betrieb ſtattfindet, auch während ruhenden 
Betriebes nach Beſtimmung der Steuerbehörde. 5 
1 Eine Verſtärkung der Bewachung einer Fabrik auf Koſten des Fabrik⸗ 
inhabers kann ſtattfinden wenn gegen denſelben oder eine von ihm ſtrafrechtlich 
ſubſidiariſch zu vertretende Perſon (vergleiche F. 58) eine Strafe wegen Defrau⸗ 
dation der Zuckerſteuer erkannt worden iſt und der Verdacht heimlicher Weg⸗ 
bringung von Zucker entſteht. 


N. . 
An Stelle der ſtändigen Bewachung kann nach näherer Beſtimmung des 
Bundesraths eine andere geeignete Kontrole treten 
J. für diejenigen bereits ſeit dem 1. Auguſt 1888 beſtehenden Fabriken 
kryſtalliſirten Zuckers, welchen bisher die fichernde bauliche Einrichtung 
erlaſſen worden iſt, ſolange dieſer Erlaß fortdauert (vergleiche $. 8 
unter A im Eingange), 
2. für ſolche Zuckerfabriken welche keinen kryſtalliſirten Zucker herſtellen 
(vergleiche $. 8 unter B). 


b. Verſchluß von Zugängen während der ſtändigen Bewachung. 
F. 26. 

Während der ſtändigen Bewachung der Zuckerfabrik find die äußeren Ein— 
gänge und die innerhalb der Fabrik vorhandenen Zugänge, ſoweit ſie nicht für 
den gewöhnlichen Gebrauch dienen, verſchloſſen zu halten, nach Befinden unter 
ſteueramtlichen Mitverſchluß zu nehmen und nur für die Dauer der nothwendigen 
Benutzung zu öffnen. Für die Nachtzeit beſtimmt die Steuerbehörde, wie viele 
und welche Eingänge unverſchloſſen ſein dürfen. 


e. Sicherung maßregeln während Aufhebung der ſtändigen Bewachung. 
$. 27. 

. Für die Zeit, während welcher die ſtändige Bewachung zurückgezogen iſt, 
trifft die Steuerbehörde Anordnungen, welche Sicherheit gewähren, daß ein 
Betrieb in der Zuckerfabrik nicht ſtattfinden und aus derſelben Zucker ohne Vor⸗ 
wiſſen der Steuerbehörde nicht entfernt werden kann. Hierzu dienen insbeſondere 
die amtliche Außergebrauchſetzung von Fabrikgeräthen durch Verſchlußanlegung 


abet in ſonſt geeigneter Weite und die Stellung des vorhandenen Zuckers unter 
amtlichen Verſchluß. 


Reichs, Geſehbl. 1896. 8 
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Soll eine Zuckerfabrik für längere Zeit aus der ſtändigen Bewachung 
treten, ſo findet außerdem auf Grund der vom Fabrikinhaber abzugebenden 
Beſtandesdeklaration eine amtliche Feſtſtellung der Vorräthe an fertigem Zucker 
(. 29 Abſatz 1) ſtatt, worauf dieſelben unter ſteuerlichen Raumverſchluß ge⸗ 
nommen werden. Auf ſolche Zuckerlager finden, bis die Fabrik wieder unter 
ſtändige Bewachung tritt, die Beſtimmungen über ſteuerfreie Niederlagen für 
Zucker (§. 40) entſprechende Anwendung. 


d. Maßnahmen bei Betriebsunterbrechungen durch Anglücksfälle. 


$. 28. 


Wird durch eine Beſchädigung der Fabrik eine Unterbrechung des Betriebes 
herbeigeführt, fo ordnet die Steuerbehörde die nach den Umſtänden zur Sicherung 
des Steuerintereſſes erforderlichen beſonderen Maßnahmen an. 


. Aufbewahrungsräume für Jucker. 


9. 29. 


Fertiger Zucker jeder Art, insbeſondere kryſtalliſirter Zucker Rohzucker erſten 
Produkts und Nachprodukte, Konſumzucker in Broten, Blöcken, Platten, Stangen, 
Würfeln, Krümeln, Mehl u. ſ. w.), desgleichen Zuckerabläufe (Syrup Melaſſe) 
dürfen nur in denjenigen Räumen der Zuckerfabrik aufbewahrt werden, deren Be⸗ 
nutzung zu dieſem Zweck ſchriftlich der Steuerbehörde angemeldet und von letzterer 
genehmigt worden iſt. Die Anmeldung iſt in doppelter Ausfertigung einzureichen. 

Die Inhaber umfriedigter Zuckerfabriken (vergleiche $. 8 unter A2) find 
verpflichtet, für die Zeit, während welcher eine ſtändige Bewachung der Fabrik 
nicht ſtattfindet (vergleiche §. 27), zur Lagerung von Vorräthen fertigen Zuckers 
beziehungsweiſe zur Aufbewahrung der Beſtände an Zuckerabläufen abgefchloffene 
und zur Anlegung eines Steucrverſchluſſes eingerichtete Räume zu ſtellen. 


f. Rontrole des Zuckers in den Zuckerfabriken. 


$. 30. 


Der in die Zuckerfabriken einzuführende inländiſche Rübenzucker oder andere 
Zucker iſt der Steuerbehörde unter Angabe der Art und Menge ſchriftlich anzu⸗ 
melden und zur Reviſion zu ſtellen. Bei der Reviſion des im gebundenen Verkehr 
unter Steuerverſchluß angekommenen Zuckers kann das voramtlich ermittelte 
Gewicht als richtig angenommen werden. 

In Rohzuckerfabriken iſt von dem Fabrikinhaber das Gewicht des gewonnenen 
Rohzuckers im Anſchluß an die Ausſchleuderung feſtzuſtellen. 


Den Inhabern von Zuckerfabriken liegt ob, über ihren geſammten 
Fabrikationsbetrieb, insbeſondere über die Menge und Art der verwendeten zucker⸗ 
haltigen Stoffe und Zucker, desgleichen über die in den verſchiedenen Abſchnitten 
der Fabrikation gewonnenen Produkte nach den von der Steuerbehörde mitzu⸗ 
theilenden Muſtern Anſchreibungen zu führen, dieſelben zur Einſicht der Steuer⸗ 
beamten bereitzuhalten und Auszüge daraus in zu beſtimmenden Zeitabſchnitten 
der Steuerbehörde einzureichen. i 

Die Fabrikin haber haben der Steuerbehörde anzuzeigen, welche Ermittelungen 
zwecks Feſtſtellung der Menge der zur Verwendung gelangenden zuckerhaltigen 

toffe und Zucker, ſowie der gewonnenen Produkte vorgenommen werden und 
wann dieſe Ermittelungen ſtattfinden (vergleiche §. 30 Abſatz 2). N 

, Alljährlich iſt von dem Fabrikinhaber nach näherer Vorſchrift eine Nach- 
weiſung des am 31. Juli vorhandenen Beſtandes an Zucker aufzuſtellen und der 
Steuerbehörde einzuſenden. 

Die außer den nach Abſatz 1 angeordneten Anſchreibungen von der Fabrik 
geführten Anſchreibungen jeder Art (Bücher, Regiſter, Notizzettel u. ſ. w.) über 
den Betrieb „ deffen Ergebniſſe und den Abſatz der Produkte, mit alleiniger Aus⸗ 
nahme der ausſchließlich die Geldrechnung betreffenden Bücher u. f. w., ſind auf 
Erfordern den Oberbeamten der Steuerverwaltung jederzeit zur Einſicht vorzulegen. 


h. Reviſionsbefugniſſe der Steuerbehörde. 
2 

Die Steuerbeamten ſind befugt, die Zuckerfabrik, ſolange dieſelbe im Be— 
triebe iſt oder unter ſtändiger Bewachung ſteht (vergleiche $. 24), zu jeder Zeit, 
andernfalls von Morgens ſechs bis Abends neun Uhr behufs der Reviſion zu be⸗ 
ſuchen und, falls die Fabrik verſchloſſen fein ſollte, ſofortigen Einlaß zu ver⸗ 
langen. Die Reviſionsbefugniß erſtreckt ſich auf alle Räume der Fabrik, ſowie 
auf die mit derſelben in Verbindung ſtehenden oder unmittelbar daran angrenzenden 
Räume. Die Zeitbeſchränkung fällt fort, ſobald Gefahr im Verzuge liegt. 

In Betreff der Verfolgung von Juwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz 
oder die in Gemäßheit desſelben erlaſſenen Verwaltungsvorſchriſten finden auf den 
Bereich der Zuckerfabriken und einen von der oberſten Landes ⸗Finanzbehörde im 
Falle des Bedürfniſſes zu beſtimmenden Umkreis derſelben die Beſtimmungen in 
den $$. 126 und 127 des Vereinszollgeſetzes entſprechende Anwendung mit der 
Maßgabe, daß das vorbezeichnete Gebiet als Grenzbezirk gilt, 


$. 33. 
Den revidirenden Steuerbeamten muß, unbeſchadet der nach $. 31 Abſatz 4 
ihnen zuſtehenden Befugniß zur Einſichtnahme in die Buchführung der Fabrik, 
23 * 
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jede im Steuerintereſſe erforderliche Auskunft in Bezug auf den Fabrikbetrieb 
ertheilt werden. 

Denſelben ſind auf ihr Verlangen und nach ihrer näheren Beſtimmung 
Proben von den in die Fabrik eingebrachten zuckerhaltigen Stoffen und Zuckern, des⸗ 
gleichen von den in der Fabrik gewonnenen Produkten (Rübenſäfte, Zuckerſäfte, 
Zuckerabläufe, kryſtalliſirte Zucker u. ſ. w.) zu übergeben. 

Die revidirenden Beamten find befugt zur Ueberwachung der im F. 31 
Abſatz 2 bezeichneten Gewichtsermittelungen, desgleichen zur Vermeſſung des Raum— 
inhalts der zum Fabrikbetriebe dienenden Geräthe. 


i. Hülfsleiſtung bei Ausübung der Steuerkontrole. 


§. 34. 

Die Inhaber von Zuckerfabriken haben zu den amtlichen Verwiegungen, 
zu den amtlichen Verſchlußanlagen, zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes von Zu— 
widerhandlungen und zu allen ſonſtigen zum Zweck der Steuerkontrole oder Steuer⸗ 
abfertigung ſtattfindenden Amtshandlungen die Hülfsdienſte zu leiſten oder leiſten 
zu laſſen, welche erforderlich ſind, damit die Beamten die ihnen obliegenden 
Geſchäfte in den vorgeſchriebenen Grenzen vollziehen können. Insbeſondere iſt 
auch für die Beleuchtung zu ſorgen und das Material zur Ausführung der amt⸗ 
lichen Verſchlußanlegung zu liefern. 

Für die Pferde und Wagen der dienſtlich die Fabrik beſuchenden Beamten 
iſt von dem Fabrikinhaber auf Verlangen ein gegen Witterungseinflüſſe geſchützter 
Raum während der Dauer der dienſtlichen Anweſenheit der Beamten zur Ver- 
fügung zu ſtellen. 


k. Verpflichtung zur Befolgung der Kontrolbeſtimmungen. 


d. . 

Die Kontrolbeſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes und der gemäß dem⸗ 
ſelben erlaſſenen Verwaltungsvorſchriften iſt nicht blos der Fabrikinhaber und der 
denſelben vertretende Betriebsleiter, ſondern auch jeder in der Fabrik Beſchäftigte 
und Anweſende zu befolgen verpflichtet. 

Der Fabrikinhaber darf den Eintritt in die zur Herſtellung, weiteren 
Bearbeitung, Verpackung und Aufbewahrung von kryſtalliſirtem Zucker dienenden 
Fabrikräume anderen Perſonen als denen, welche daſelbſt eine Beſchäftigung aus— 
zuüben haben, in der Regel nicht geſtatten. 

Angeſtellte oder Arbeiter einer Zuckerfabrik, welche wegen einer Defraudation 
der Zuckerſteuer beſtraft worden ſind, müſſen auf Erfordern der Steuerbehörde 
entlaſſen und dürfen in einer anderen Zuckerfabrik gegen den Einſpruch der 
Steuerbehörde nicht angenommen oder beibehalten werden. 


— N 
II. Steuerliche Abfertigung von Zucker aus der Fabrik. 


1. Abmeldung des Zuckers. 


§. 36. — 
Zum Zweck der Abfertigung von Zucker aus der Fabrik iſt der Steuer⸗ 
behörde eine ſchriftliche, insbeſondere die Art und Menge des Zuckers und die 
begehrte Abfertigungsweiſe angebende Abmeldung einzureichen, und zwar in zwei 


Exemplaren, wenn der Zucker anders als in den freien Verkehr abgefertigt 
werden ſoll. 


2. Abfertigung in den freien Verkehr. 
. 

Der zum Eintritt in den freien Verkehr beftimmte ſteuerpflichtige Zucker 
iſt amtlich zu verwiegen. Eine Beſchränkung auf probeweiſe Verwiegung iſt zu⸗ 
läſſig. Der Bundesrath beſtimmt die Prozentſätze des Bruttogewichts, nach 
welchen das Nettogewicht berechnet werden kann. 

Die Einzahlung des Steuerbetrages kann mittelft Zuckerbegleitſcheins II, 


bezüglich deſſen die Beſtimmungen über Zollbegleitſcheine II entſprechende An- 
wendung finden, auf eine andere Steuerſtelle überwieſen werden. 


F. 38. 

Für die Verabfolgung von Zucker gegen Entrichtung der Zuckerſteuer an 
Perſonen, welche im Bereich der Zuckerfabrik wohnen, können vom Bundesrath 
erleichternde Beſtimmungen getroffen werden. Auch kann derſelbe anordnen, daß 
der Vorrath an Zucker in den bezeichneten Wohnungen eine beſtimmte Menge 
für den Kopf nicht überſchreiten darf. 


3. Abfertigung im gebundenen Verkehr. 


5.39 
Zucker, welcher beim Verlaſſen der Zuckerfabrik nicht in den freien Verkehr 
treten ſoll, iſt in der Regel auf Zuckerbec leitſchein J abzufertigen. Insbeſondere 
r 9 8 gleitſch d 9 
kann dieſe Abfertigung ſtattfinden 
1. zur Ueberführung von unverſteuertem Zucker in 
a) eine andere Zuckerfabrik, 8 5 
b) eine Fabrik, welcher geſtattet iſt, zuckerhaltige Fabrikate unter Ver⸗ 
wendung unverſteuerten Zuckers zur Ausfuhr berzuſtellen, 
c) eine Fabrik, welche undenaturirten Zucker zur Anfertigung von 
anderen Fabrikaten als Verzehrungsgegenſtänden ſteuerfrei ver⸗ 
wenden darf, 7 8 
d) eine ſteuerfreie Niederlage für Zucker 
2. zur Ausfuhr von unverſteuertem Zucker. 


Die Beſtimmungen des Vereinszollgeſetzes und der Ausführungsvorſchriften 
zu demſelben in Bezug auf das Verfahren mit Begleitſchein I finden entſprechende 
Anwendung auf das Verfahren mit Zuckerbegleitſchein I. 


III. Steuerfreie Niederlagen für Zucker. 


$. 40 
Steuerfreie Niederlagen werden zugelaffen, um 


1. für unverſteuerten Zucker und für Fabrikate, welche unter Verwendung 
unverſteuerten Zuckers zur Ausfuhr hergeſtellt ſind, die Erhebung der 
Zuckerſteuer auszuſetzen, 

2. auf Fabrikate, welche unter Verwendung verſteuerten Zuckers zur Aus⸗ 
fuhr hergeſtellt ſind, die Vergütung der Zuckerſteuer für die verwendete 
Zuckermenge vorweg zu gewähren. 

Als ſteuerfreie Niederlagen für Zucker können öffentliche Niederlagen und 
Privatniederlagen unter amtlichem Mitverſchluß benutzt werden, welche entweder 
nur zur Lagerung von inländiſchem Rübenzucker und von Fabrikaten, die ſolchen 
enthalten, oder zugleich zur Lagerung ausländifcher unverzollter Waaren be 
ſtimmt ſind. 

Bei Entnahme von Fabrikaten aus der Niederlage in den freien Verkehr 
iſt der darauf vergütete Steuerbetrag zurückzuzahlen. 

Das Nähere bezüglich der ſteuerfreien Niederlagen für Zucker, insbeſondere 
bezüglich der Bewilligung und ſichernden Einrichtung, der Abfertigung des Zuckers 
zu der Niederlage und von derſelben, der während der Lagerung zuläſſigen Be⸗ 
handlung des Zuckers und der Haftung des Lagerinhabers wird vom Bundesrath 
angeordnet. 

Der Bundesrath iſt auch befugt, die Lagerung unverſteuerten Zuckers in 
Niederlagen ohne amtlichen Mitverſchluß zu geſtatten und die Vedingungen für 
dieſe Lagerung zu beſtimmen. 


IV. Gebührenerhebung für ſteuerliche Abfertigung. 


. 41. 


Amtliche Abfertigungen an ordentlicher Amtsſtelle, in den Fabriken ober 
in den auf den Fabrikgrundſtücken belegenen Privatniederlagen erfolgen koſtenfrei, 
inſofern dieſelben an Wochentagen innerhalb der regelmäßigen Abfertigungszeit 
ſtattfinden. 

Inwieweit und in welcher Höhe für fonftige Amtshandlungen Gebühren 
oder Verwaltungskoſtenbeiträge erhoben werden dürfen, beſtimmt der Bundesrath. 
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Dritter Abſchnitt. 


Rontrole über die Fabriken, welche verſteuerten inländiſchen Kübenzucker 
weiter bearbeiten, über die Sabriken von Stärfezuder und gleichgeſtellte 
Fabriken. 


Si, 

Die Inhaber 

1. von Fabriken, in welchen Zucker durch weitere Bearbeitung von ver⸗ 

ſteuertem inländiſchen Rübenzucker (z. B. Raffination) hergeſtellt wird, 

2. von Fabriken, in welchen Abläufe von inländiſchem Rübenzucker (Syrup, 

Melaſſe) raffinirt werden, 

3. von Fabriken, in welchen aus Rüben Säfte bereitet werden, 

4. von Stärkezuckerfabriken, 

5. von Maltoſefabriken 
Fund verpflichtet, innerhalb vierzehn Tagen vor der Eröffnung des Betriebes der 
Steuerhebeſtelle des Bezirks ſchriftliche Anzeige von dem Beſtehen der Anſtalt zu 
machen. Desgleichen iſt ein Wechſel in der Perſon des Beſitzers oder eine Ver⸗ 
legung des Betriebes in ein anderes Lokal oder an einen anderen Ort binnen 
vierzehn Tagen ſchriſtlich anzuzeigen, und zwar im Falle eines Ortswechſels mit 
Uebergang in einen anderen Steuerbezirk auch der Hebeſtelle des letzteren. 

Die Oberbeamten der Steuerverwaltung ſind befugt, die vorbezeichneten 
Anſtalten jederzeit zur Kenntnißnahme vom Bekriebe zu beſuchen. Denſelben ſind 
auf Erfordern die über den Fabrikationsbetrieb geführten Bücher vorzulegen. 

Die Inhaber der im Abſatz 1 unter Ziffer 2 bis 5 bezeichneten Anſtalten 
unterliegen den im $. 31 Abſatz 1 ausgeſprochenen Verpflichtungen. 

Die Reviſionsbefugniß nach Abſatz 2 ſteht den Oberbeamten der Steuer⸗ 
verwaltung auch bezüglich derjenigen Fabriken zu, deren Inhabern es geſtattet 
iſt, zuckerhaltige Fabrikate zur Ausfuhr unter Verwendung von unverſteuertem 

ucker oder von verſteuertem Zucker mit dem Anſpruch auf Steuervergütung 
herzuſtellen, oder Zucker zur Anfertigung von anderen Fabrikaten als Verzehrungs⸗ 
gegenſtänden ſteuerfrei zu verwenden. 

Der Bundesrath kann die Vorſchriften im Abſatz 1 bis 3 weiter auf ſolche 
nicht unter Abſatz 1 fallende Fabriken erſtrecken „in welchen Saccharin oder ähn⸗ 
liche Stoffe bereitet oder mit Stärkezucker und dergleichen vermiſcht werden. 


Vierter Abſchnitt. 
Strafbeſtimmungen. 


1. Vegriff der Defraudation der Zuckerſteuer. 
$. 43. 
Wer es unternimmt, 


a) die Zuckerſteuer zu hinterziehen, oder 


B 


b) eine Vergütung der Zuckerſteuer (F. 6 Ziffer 1) oder einen Zuſchuß 


($. 77) zu erlangen, welche überhaupt nicht oder nur für eine geringere 
Zuckermenge oder zu einem niedrigeren Satze zu beanſpruchen waren, oder 


c) die Rückzahlung einer Vergütung der Zuckerſteuer (§. 40) oder eines 


Zuſchuſſes (F. 77) zu umgehen, 


macht ſich einer Defraudation der Zuckerſteuer ſchuldig. 

Ueberſteigt in Fällen zu b die Angabe des Zuckergehalts den bei der 
Reviſion ermittelten Zuckergehalt um nicht mehr als ein halbes Prozent, ſo findet 
eine Beſtrafung nicht ſtatt. 


g. 44. 


Die Defraudation der Zuckerſteuer wird insbeſondere als vollbracht an— 
genommen: 


1 


G 


wenn in einer Anſtalt, deren Betrieb entgegen dem F. 21 der Steuer— 
behörde nicht angezeigt oder deren Betrieb auf Grund des F. 14 unter⸗ 
ſagt iſt, Rüben, Syrup oder Melaſſe einer zur Herſtellung von ſteuer— 
pflichtigem Zucker geeigneten Bearbeitung unterworfen werden, 


wenn Geräthe, welche entgegen einer vom Bundesrath nach F. 18 


erlaſſenen Vorſchrift der Steuerbehörde nicht angemeldet ſind, oder wenn 
Räume oder Geräthe, deren Benutzung auf Grund des F. 14 unter⸗ 
ſagt iſt, benutzt werden, um Rüben beziehungsweiſe Syrup oder 
Melaſſe einer Bearbeitung der unter 1 bezeichneten Art zu unterwerfen, 


. wenn Geräthe, welche, nachdem fie von der Steuerbehörde außer 


Gebrauch geſetzt waren, unbefugterweiſe wieder in Betrieb genommen 
ſind, zu dem unter 1 angegebenen Zweck benutzt werden, 


wenn Zucker aus den Betriebsräumen oder den zur Aufbewahrung 


von Zucker beſtimmten Räumen einer Zuckerfabrik unbefugterweiſe ent- 
fernt oder in denſelben unbefugterweiſe verbraucht wird, 


wenn Zucker ohne zuvorige Anmeldung bei der Steuerbehörde aus einer 


Zuckerfabrik hinweggebracht wird, 


. wenn über den unter Steuerkontrole ſtehenden Zucker unbefugterweiſe 


verfügt wird, 


wenn Zucker, welcher zur Verwendung für beſtimmte Zwecke ſteuerfrei 


abgelaſſen worden iſt (F. 6 Ziffer 2), zu anderen Zwecken verwendet 
oder wenn denaturirter Zucker für Menſchen genießbar gemacht wird, 


wenn bei der Anmeldung von zuckerhaltigen Fabrikaten zur Ausfuhr 


oder Niederlegung mit dem Anſpruch auf Vergütung der Zuckerſteuer 
für die verwendete Menge verſteuerten Zuckers (F. 6 Ziffer 1) dieſe 
Menge um mehr als 10 Prozent zu hoch, oder wenn bei der Anmeldung 
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von ſteuerpflichtigem Zucker zur Abfertigung in den freien Verkehr oder 
im gebundenen Verkehr die Menge um mehr als 10 Prozent zu niedrig 
angegeben worden iſt. 

Gewichtsabweichungen bis zu 10 Prozent ſind ſtraffrei. 


87 455 
a Der Defraudation der Zuckerſteuer wird es gleichgeachtet, wenn jemand 
Zucker, von dem er weiß oder den Umſtänden nach annehmen muß, daß hin— 
ſichtlich desselben eine Defraudation der Zuckerſteuer verübt worden iſt, erwirbt 
oder in Umſatz bringt. 

§. 46. 

Das Daſein der Defraudation der Zuckerſteuer wird in den durch die 
§§. 44 und 45 angegebenen Fällen durch die daſelbſt bezeichneten Thatſachen 
begründet. 

Wird jedoch in dieſen Fällen feftgeftellt, daß eine Defraudation der Zuder- 
ſteuer nicht hat verübt werden können oder daß eine ſolche nicht beabſichtigt 
geweſen iſt, ſo findet nur eine Ordnungsſtrafe nach §. 52 ſtatt. 


2. Straſe der Defraudation der Zuchkerſteuer. 


$. 47. 

Wer eine Defraudation der Zuckerſteuer begeht, hat eine Geldſtrafe verwirkt, 
welche dem vierfachen Betrage der vorenthaltenen Steuer beziehungsweiſe des zur 
Ungebühr beanspruchten Vergütungsbetrages gleichkommt, zum mindeſten aber 
dreißig Mark für jeden einzelnen Fall beträgt. Neben der Strafe iſt die Steuer 
zu entrichten, beziehungsweiſe der zur Ungebühr empfangene Vergütungsbetrag 
zurückzuzahlen. 

In den Fällen des §. 44 Ziffer 1 und 2 iſt die vorenthaltene Zuckerſteuer 
und die Strafe nach der Zuckermenge zu bemeſſen, welche mit den benutzten 
Geräthen innerhalb dreier Monate, von dem auf die Entdeckung folgenden Tage 
Jurückgerechnet, hätte bereitet werden können, ſofern nicht entweder eine größere 
Hteuerhinterziehung ermittelt oder erwieſen wird, daß der Betrieb nur in geringerer 
Ausdehnung ſtattgefunden hat. 

In Falle des $. 44 Ziffer 3 wird, unter der gleichen Vorausſetzung wie 
am Schluſſe des vorigen Abſatzes, die vorenthaltene Zuckerſteuer und die Strafe 
nach der Zuckermenge berechnet, welche ſeit der Stunde, zu welcher die unbefugter⸗ 
weiſe gebrauchten Geräthe zuletzt amtlich unter Verſchluß gefunden worden find, 
bis zur Zeit der Entdeckung mit den Geräthen hätte hergeſtellt werden können. 

Kann der Betrag der vorenthaltenen Zuckerſteuer nicht feſtgeſtellt werden, 
ſo tritt eine Geldſtrafe von dreißig bis zu zehntauſend Mark ein. 
G Liegt eine Uebertretung vor, ſo iſt die Beihülfe und die Begünſtigung mit 
eldſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark zu beſtrafen. 
Reichs, Geſetbl. 1896. 24 
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3. Straferhöhung der Defraudation im Rückfalle. 


§. 48. 

Im Falle der Wiederholung der Defraudation nach vorhergegangener 
Beſtrafung wird die im F. 47 angedrohte Geldſtrafe verdoppelt. Jeder fernere 
Rückfall zieht Gefängnißſtrafe bis zu drei Jahren nach ſich. Doch kann nach 
richterlichem Ermeſſen mit Berückſichtigung aller Umſtände der Zuwiderhandlung 
und der vorausgegangenen Fälle auf Haft oder auf Geldſtrafe im doppelten 
Betrage der für den erſten Rückfall angedrohten Geldſtrafe erkannt werden. 


$. 49. 
Die Straferhöhung wegen Rückfalls tritt ein ohne Rückſicht darauf, ob 
die frühere Beſtrafung in demſelben oder einem anderen Bundesſtaate erfolgt iſt. 
Sie iſt verwirkt, auch wenn die frühere Strafe nur theilweiſe verbüßt 
oder ganz oder theilweise erlaſſen iſt, bleibt dagegen ausgeſchloſſen, wenn ſeit der 
Verbuͤßung oder dem Erlaß der früheren Strafe bis zur Begehung der neuen 
Strafthat drei Jahre verfloſſen ſind. 


4. Straferhöhung wegen erſchwerender Umſtände. 


§. 50. 

In den Fällen des $. 44 Ziffer 1, 2 und 3 wird die Strafe der De⸗ 
fraudation um die Hälfte geſchärft. Dieſe Strafverſchärfung tritt auch im Falle 
des $. 44 Ziffer 6 ein, wenn die Defraudation mittelſt Verletzung eines amtlichen 
Verſchluſſes verübt wird. 


5. Ordnungsſtrafen. 


§. 51. 

Wer ohne die Abſicht einer Hinterziehung der Zuckerſteuer die zur ſichernden 
Abſchließung einer Zuckerfabrik getroffenen Einrichtungen (vergleiche §. 8 unter A 
Ziffer 1 und 2) unbefugterweiſe abändert oder verletzt oder einen in einer Zucker⸗ 
fabrik oder an Räume, in welchen ſich unverſteuerter inländiſcher Rübenzucker 
befindet, oder an Zuckerſendungen angelegten amtlichen Verſchluß verletzt, unter⸗ 
liegt einer Geldſtrafe von fünfundzwanzig bis zu eintauſend Mark. 


$. 52. 

Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes, ſowie die in 
Gemäßheit derſelben erlaſſenen und öffentlich oder den Betheiligten beſonders 
bekannt gemachten Verwaltungsvorſchriften werden, ſofern keine beſondere Strafe 
angedroht iſt, mit einer Ordnungsſtrafe bis zu dreihundert Mark geahndet. 
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9 335 

Mit Ordnungsſtrafe gemäß $. 52 wird auch belegt: 

J. wer einem zum Schutze der Juckerſteuer verpflichteten Beamten oder 
deſſen Angehörigen wegen einer auf dieſelbe bezüglichen amtlichen 
Handlung oder der Unterlaſſung einer ſolchen Geſchenke oder andere 
Vortheile anbietet, verſpricht oder gewährt, ſofern nicht der Thatbeſtand 
des $. 333 des Strafgeſetzbuchs vorliegt; 5 

wer ſich Handlungen oder Unterlaſſungen zu Schulden kommen läßt, 
durch welche ein ſolcher Beamter an der rechtmäßigen Ausübung der 
zum Schutze der Zuckerſteuer ihm obliegenden amtlichen Thätigkeit 
verhindert wird, ſofern nicht der Thatbeſtand der §§. 113 oder 114 
des Strafgeſetzbuchs vorliegt. 


rn 


6. Strafen für Inhaber oder Leiter von Suckerfabriken. 


$. 54. 


„Werden in einer Zuckerfabrik aus beſonderen Anlagen beſtehende heimliche 
Vorrichtungen zum Zweck der Herſtellung oder Aufbewahrung von Zucker er 
mittelt, ſo verfällt der Inhaber der Fabrik als ſolcher, unabhängig von der 
Verfolgung der eigentlichen Thäter, in eine Geldſtrafe von fünfhundert bis fünf⸗ 
tauſend Mark. 

Wird in einer Zuckerfabrik ein amtlicher Verſchluß verletzt, ſo trifft den 
Inhaber der Zuckerfabrik als ſolchen eine Geldſtrafe von fünfundzwanzig bis zu 
zweihundertundfünfzig Mark. 

Dieſe Strafen treten nur ein, wenn feſtgeſtellt iſt, daß die Zuwiderhandlung 
mit Willen oder Wiſſen des Inhabers der Zuckerfabrik verübt worden iſt. 

SB: 

Steht eine Zuckerfabrik im Beſitz einer Korporation oder Geſellſchaft, ſo 
trifft die nach F. 54 dem Fabrikinhaber obliegende ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit 
den nach §. 20 beſtellten Fabrikleiter. BP. 

eitet in anderen Fällen der Inhaber einer Zuckerfabrik den Betrieb nicht 
ſelbſt, ſo kann er die Uebertragung der vorbezeichneten ſtrafrechtlichen Ver⸗ 
antwortlichkeit auf einen in ſeinem Namen und Auftrage handelnden Betriebs 
leiter ($. 20) bei der Steuerbehörde in Antrag bringen. Falls der Antrag ge⸗ 
nehmigt wird, geht die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit auf den Betriebsleiter 
über. Die Genehmigung iſt jederzeit widerruflich. ö 

Die Strafen der Abſätze 1 und 2 des $. 54 treten nur ein, wenn feſt⸗ 
geſtellt iſt, daß die Zuwiderhandlung mit Willen oder Wiſſen des Leiters der 
Zuckerfabrik verübt worden iſt. 

$. 56. i 
rd der Inhaber einer Zuckerfabrik im erſten Rückfalle wegen Defraudation 
ſo iſt ihm zu unterſagen, die A jemals wieder 


Wi 
verurtheilt 
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auszuüben, oder durch Andere zu ſeinem Vortheil ausüben zu laſſen. Die Steuer⸗ 
behörde iſt jedoch ermächtigt, zu Gunſten der Schuldigen Ausnahmen zu geſtatten. 


7. Exekutiviſche Maßregeln. 


N 57 

Unbeſchadet der verwirkten Ordnungsſtrafen kann die Steuerbehörde die 
Beobachtung der auf Grund der Beſtimmungen dieſes Geſetzes und der in 
Gemäßbheit derſelben erlaſſenen Verwaltungsvorſchriften getroffenen Anordnungen 
durch Androhung und Einziehung exekutiviſcher Geldſtrafen bis zu fünfhundert 
Mark erzwingen, auch, wenn die Pflichtigen eine vorgeſchriebene Einrichtung zu 
treffen unterlaſſen, dieſe auf Koſten der Pflichtigen herſtellen laſſen. Die Ein⸗ 
ziehung der hierdurch erwachſenen Auslagen erfolgt in dem Verfahren für die 
Beitreibung von Zollgefällen und mit dem Vorzugsrecht der letzteren. 


8. Subſidiariſche Vertretungsverbindlichleit dritter Perſonen. 


$. 58. 

Die Inhaber von Zuckerfabriken, ſowie andere Gewerbe- und Handel: 
treibende haften für ihre Verwalter (Betriebsleiter u. ſ. w.), Gewerbsgehülfen und 
diejenigen Hausgenoſſen, welche in der Lage ſind, auf den Gewerbebetrieb Einfluß 
zu üben, hinſichtlich der Geldſtrafen, in welche die zu vertretenden Perſonen wegen 
Verletzung der Vorſchriften dieſes Geſetzes und der in Gemäßheit derſelben er- 
laſſenen Verwaltungsvorſchriften verurtheilt worden find, ſowie hinſichtlich der 
vorenthaltenen Zuckerſteuer nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen: 

I. Die Haftung bezüglich der Geldſtrafen tritt ein, wenn 

1. die Geldſtrafen von dem eigentlich Schuldigen wegen Unvermögens 

nicht beigetrieben werden können, und zugleich 

2. der Nachweis erbracht wird, daß der Gewerbe- oder Handeltreibende 

bei Auswahl und Anſtellung der Verwalter und Gewerbsgehülfen, 
oder bei Beaufſichtigung derſelben ſowie der Eingangs bezeichneten 
Hausgenoſſen fahrläſſig, das heißt nicht mit der Sorgfalt eines ordent— 
lichen Geſchäftsmannes zu Werke gegangen iſt. 

Als Fahrläſſigkeit gilt insbeſondere die wiſſentliche Anſtellung beziehungs— 
weiſe Beibehaltung eines wegen Zuckerſteuerdefraudation bereits beſtraften Ver⸗ 
walters oder Gewerbsgehülfen, falls nicht die oberſte Landes-Finanzbehörde die 
Anſtellung beziehungsweiſe Beibehaltung eines ſolchen genehmigt hat. 

Iſt ein Inhaber einer Zuckerfabrik bereits wegen einer von ihm ſelbſt in 
der nachgewieſenen Abſicht der Steuerverkürzung begangenen Zuckerſteuerdefraudation 
beſtraft, ſo hat derſelbe die Vermuthung fahrläſſigen Verhaltens ſolange gegen 
ſich, als er nicht nachweiſt, daß er bei Auswahl und Anſtellung beziehungsweiſe 
Beaufſichtigung ſeines Eingangs bezeichneten Hülfsperſonals die Sorgfalt eines 
ordentlichen Geſchäftsmannes angewendet hat. 
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II. Hinſichtlich der vorenthaltenen Steuer haftet der Gewerbe- oder Handel- 
treibende für die unter I bezeichneten Perſonen mit feinem Vermögen, wenn die 
Steuer von dem eigentlich Schuldigen wegen Unvermögens nicht beigetrieben 
werden kann. 

In denjenigen Fällen jedoch, in welchen die Berechnung der vorenthaltenen 
Steuer lediglich auf Grund der in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen Vermuthungen 
erfolgt ($. 47 Abſatz 2 und 3), tritt die ſubſidiariſche Haftbarkeit des Gewerbes 
oder Handeltreibenden nur unter der zu 12 beſtimmten Vorausſetzung ein. 

III. Zur Erlegung von Geldſtrafen auf Grund ſubſidiariſcher Haftung in 
Gemäßheit der Vorſchriften zu I kann der Gewerbe- oder Handeltreibende nur 
durch richterliches Erkenntniß verurtheilt werden. 

Dasſelbe gilt für die Erlegung der vorenthaltenen Steuer, welche auf 
Grund der in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen Vermuthungen berechnet wird. 

IV. Der vorenthaltenen Zuckerſteuer ſteht im Sinne obiger Beſtimmungen 
die zurückzuzahlende Steuervergütung gleich ($. 47 Abſatz 1). 

V. Die Befugniß der Steuerverwaltung, ſtatt der Einziehung der Geld- 
buße von dem ſubſidiariſch Verhafteten und unter Verzicht hierauf die im Un⸗ 
vermögensfalle an die Stelle der Geldbuße zu verhängende Freiheitsſtrafe ſogleich 
an den eigentlich Schuldigen vollſtrecken zu laſſen, wird durch die vorſtehenden 
Beſtimmungen nicht berührt. 


9. Zuſammentreffen mehrerer ſtrafbarer Handlungen. 


9 
Im Falle mehrerer oder wiederholter Zuwiderhandlungen gegen die Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Geſetzes, welche nur mit Ordnungsſtrafe bedroht find, ſoll, 
wenn die Zuwiderhandlungen derſelben Art ſind und gleichzeitig entdeckt werden, 
die Ordnungsſtrafe gegen denſelben Thäter, ſowie gegen mehrere Theilnehmer 
zuſammen nur im einmaligen Betrage feſtgeſetzt werden. 


10. Umwandlung der Geldſtrafen in Kreiheitsſtrafen. 


F. 60. 
Die Umwandlung der nicht beizutreibenden Geldſtrafen in Freiheitsſtrafen 
erfolgt gemäß $$. 28 und 29 des Strafgeſetzbuchs. 
Der Höchſtbetrag der Freiheitsſtrafe iſt jedoch bei einer Defraudation im 
wiederholten Rückfalle zwei Jahre, bei einer mit Ordnungsſtrafe bedrohten Zu⸗ 
widerhandlung ſowie in den Fällen des §. 57 drei Monate Gefängniß. 


11. Strafverjährung. 
$. 61. 
Die Strafverfolgung von Defraudationen verjährt in drei Jahren, die⸗ 
jenige von Zuwiderhandlungen, welche mit Ordnungsſtrafe bedroht ſind, in 
einem Jahre. 


Die Strafverfolgung auf Grund der Beſtimmungen der $$. 54 und 55 
verjährt zugleich mit dem Eintritt der Verjährung gegen den eigentlichen Thäter. 


12. Strafverfahren. 
§. 62, 

In Betreff der Feſtſtellung, Unterſuchung und Entſcheidung der Zuwider⸗ 
handlungen gegen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes und die in Gemäßheit der⸗ 
ſelben erlaſſenen Verwaltungsvorſchriften, in Betreff der Strafmilderung und des 
Erlaſſes der Strafe im Gnadenwege kommen die Vorſchriften zur Anwendung, 
nach welchen ſich das Verfahren wegen Zuwiderhandlungen gegen die Zollgeſetze 
beſtimmt. 

Die Hauptamts⸗Dirigenten können Aufnahme des Beſtandes an fertigem 
Zucker in den Zuckerfabriken anordnen, wenn der dringende Verdacht heimlicher 
Wegbringung von Zucker in erheblichen Mengen beſteht. 


$. 63. 

Die nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes verwirkten Geldſtrafen fallen dem 
Fiskus desjenigen Staates zu, von deſſen Behörden die Strafentſcheidung erlaſſen 
worden iſt. 

$. 64. 

Jede von einer nach F. 62 zuſtändigen Behörde wegen einer Zuwider⸗ 
handlung gegen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes und der in Gemäßheit derſelben 
erlaſſenen Verwaltungsvorſchriften einzuleitende Unterſuchung und zu erlaſſende 
Strafentſcheidung kann auch auf diejenigen Theilnehmer, welche anderen Bundes⸗ 
ſtaaten angehören, ausgedehnt werden. 

Die Strafvollftredung iſt nöthigenfalls durch Erſuchen der zuſtändigen 
Behörden und Beamten desjenigen Bundesſtaates zu bewirken, in deſſen Gebiet 
die Vollſtreckungsmaßregel zur Ausführung kommen ſoll. 

Die Behörden und Beamten der Bundesſtaaten ſollen ſich gegenſeitig thätig 
und ohne Verzug den verlangten Beiſtand in allen geſetzlichen Maßregeln leiſten, 
welche ſich auf die Verfolgungen von Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz 
beziehen. 


Zweiter Theil. 
Zuſchlag zur Zuckerſteuer. 
1. Gegenſtand, Höhe und Erhebung des Zuſchlages. 


$. 65. 
Von dem in einer Zuckerfabrik zur ſteuerlichen Abfertigung ($$. 36ff.) ge⸗ 
langenden Zucker wird ein Zuſchlag zur Zuckerſteuer (Betriebsſteuer) erhoben, 
welcher für die innerhalb eines Betriebsjahres abgefertigten Mengen 


1) 


bis zu 4000 000 Kilogramm einſchließlich O [„cn 0,10 Mark, 
von über 4000000 bis zu 5 000 000 Kilogramm .. . .. 0,125 
von über 5 000 000 bis zu 6000000 Kilogramm ..... UNE 


und fo fort, von 1000000 zu 1000000 Kilogramm um je 0,025 Mark fteigend, 
für je 100 Kilogramm Rohzucker beträgt. 

Ferner wird nach Maßgabe der nachfolgenden Vorſchriften für die einzelnen 
Zuckerfabriken alljährlich eine Zuckermenge (Kontingent) feſtgeſetzt, bei deren Ueber⸗ 
ſchreitung ſich der Steuerzuſchlag für die das Kontingent überſteigende Zuckermenge 
um einen dem Ausfuhrzuſchuſſe für Rohzucker ($. 77 Ziffer a) gleichkommenden 
Betrag erhöht. Fabriken, welchen abgeſehen von dem Falle des F. 67 ein Kon⸗ 
tingent nicht zugetheilt iſt, haben den erhöhten Zuſchlag von ihrer geſammten 
Zuckererzeugung zu entrichten. 

F. 66. 

Der Zuſchlag zur Zuckerſteuer wird nach den aus der Fabrik ausgehenden 
Rohzuckermengen bemeſſen. Verläßt der Zucker die Fabrik nicht in der Form 
von Rohzucker, ſo iſt das Erzeugniß zum Zweck der Steuerfeſtſetzung auf ſeinen 
Rohzuckerwerth umzurechnen. Nach welchem Verhältniß letzteres zu geſchehen hat, 
beſtimmt der Bundesrath. 

Zucker, welcher im gebundenen Verkehr (F. 39) in die Fabrik eingebracht 
wird, iſt nach ſeinem Rohzuckerwerth von der aus der Fabrik ausgehenden Menge 
in Abzug zu bringen. 

Rübenſäfte und Abläufe der Zuckerfabrikation unterliegen dem Zuſchlage nicht. 


F. 67. 

Betriebsſtätten, welche ausſchließlich Zucker der im §. 66 Abſatz 2 gedachten 
Art verarbeiten, ſind der Kontingentirung und der Zuſchlagspflicht nicht unter⸗ 
worfen. 

$. 68. 

Mehrere in der Hand desſelben Beſitzers befindliche, innerhalb einer Ent⸗ 
fernung von 10 Kilometer von einander belegene Fabriken werden, ſofern auch 
nur eine derſelben nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes errichtet iſt, im Sinne 
der obigen Beſtimmungen als eine Fabrik angeſehen. 


2. Zahlungspflicht und Derjährung. 
F. 69. 

Der Zuſchlag zur Zuckerſteuer ($$. 65, 66) iſt zu entrichten, ſobald der 
Zucker die Fabrik verläßt. Zur Entrichtung iſt der Fabrikinhaber verpflichtet. 

Eine Befreiung von der vorgedachten Abgabe oder eine Vergütung der⸗ 
felben ($$. 5, 6) findet nicht ſtatt. 4 5 

Bezüglich der Stundung und der Verjährung finden die Vorſchriften der 
§§. 3 und 4 Anwendung. 


= ie 


3. verfahren bei der Kontingentirung der Zuckerfabriken. 


geo 
Die erſtmalige Feſtſtellung der Kontingente (F. 65) erfolgt unmittelbar 
nach Verkündigung dieſes Geſetzes für das Betriebsjahr 1896/97 und umfaßt 
alle diejenigen Fabriken, welche bei Verkündigung des Geſetzes bereits im Betriebe 
oder zum Betriebe fertig oder welche vor dem 1. Dezember 1895 in der Her- 
ſtellung begriffen waren. Die ſpäteren Kontingentirungen finden bis zum 
1. November eines jeden Betriebsjahres für das darauf folgende Betriebsjahr ſtatt. 


A 

Den nach dem 1. Dezember 1895 errichteten Fabriken wird, ſoweit ſie 
nicht bereits an der erſtmaligen Kontingentirung theilgenommen haben, ein Kon— 
tingent für das erſte Jahr ihres Betriebes in der Regel überhaupt nicht und für 
das zweite Jahr nur in Höhe der Hälfte der im ordnungsmäßigen Verfahren 
(ö. 72, 73) zu ermittelnden Jahresmenge zugetheilt. 

Iſt eine Fabrik im erſten Jahre ihres Beſtehens weniger als fünfzig Tage 
im Betriebe geweſen, ſo treten die in dem Geſetze für das erſte Jahr ihres 
Betriebes vorgeſehenen Folgen auch für das zweite Jahr und die für das zweite 
Jahr vorgeſehenen Folgen für das dritte Jahr ein. 

Solche Fabriken, deren Theilhabern die Verpflichtung obliegt, ſelbſt ein 
ihrer Betheiligung entſprechendes Quantum Rüben zu bauen und zu liefern, und 
welche andere als ſolche Pflichtrüben im erſten Jahre ihres Beſtehens nicht ver— 
arbeiten, erhalten ſchon in dieſem ein Kontingent in Höhe der Hälfte der im 
ordnungsmäßigen Verfahren zu ermittelnden Jahresmenge zugetheilt. 

rn, 

Das Kontingent der einzelnen Fabrik wird nach der Zuckermenge ermittelt, 
welche von der Fabrik in den letzten drei Betriebsjahren unter Weglaſſung der 
niedrigſten Jahreserzeugung durchſchnittlich hergeſtellt iſt. Das Betriebsjahr, in 
welchem die Kontingentirung vorgenommen wird, wird abgeſehen von der erſt— 
maligen Kontingentirung hierbei nicht berückſichtigt. 

Bei denjenigen Fabriken, bei welchen die hiernach zu berechnende Zucker: 
menge weniger als vier Millionen Kilogramm beträgt, wird die in einem der 
letzten fünf Jahre hergeſtellte höchſte Zuckermenge, jedoch nicht über den Betrag 
von vier Millionen Kilogramm hinaus, der Kontingentirung zu Grunde gelegt. 


5.7 
Iſt eine Fabrik noch nicht oder nicht während des ganzen im F. 72 be⸗ 
zeichneten Zeitraums im Betriebe geweſen, fo wird unter Anhörung von Sach— 
verſtändigen ermittelt, in welchem Verhältniß ihre techniſche Leiſtungsfähigkeit zu 
der Leiſtungsfähigkeit einer oder mehrerer anderer, thunlichſt nahe gelegener 
Fabriken ſteht, welche während der an dem vorbezeichneten Zeitraum fehlenden 


* 


Jahre in ungeſtörtem Betriebe geweſen ſind. Nach dieſem Verhältniß wird aus 
der Zuckermenge, welche die letzteren Fabriken in den in Rede ſtehenden Jahren 
thatſächlich erzeugt haben, für die zu kontingentirende Fabrik die Zuckermenge be— 
rechnet, welche ihr bezüglich jener Fehljahre in Anrechnung zu bringen iſt. 

Dies Verfahren findet ſinngemäße Anwendung, wenn eine zu kontingentirende 
Fabrik in Folge Brandſchadens oder anderer nicht vorherzuſehender und unab— 
wendbarer Ereigniſſe, welche den techniſchen Betrieb der Anſtalt ſtören, während 
eines der in Betracht kommenden Jahre zu einer ungewöhnlichen Einſchränkung 
der Zuckererzeugung genöthigt geweſen iſt. Auch kann der Bundesrath die An— 
wendung der Vorſchrift auf ſolche Fabriken zulaſſen, welche in den Jahren 
1893/94 bis 1895/96 durch beſtimmte, bei der Anlage der Fabrik nicht vorher— 
zuſehende unabänderliche Verhältniſſe an der ordnungsmäßigen Ausnutzung ihrer 
Leiſtungsfähigkeit verhindert geweſen find. Das Gleiche gilt bezüglich derjenigen 
Fabriken, welche in den Jahren 1893/94 bis 1895/96 völlig umgebaut find 
oder durchweg neue maſchinelle Einrichtungen erhalten haben. 

Auf Antrag werden, wenn eine Zuckerfabrik vertragsmäßig den Betrieb 
dauernd zum Zweck der Vergrößerung anderer Zuckerfabriken im Laufe der letzt 
vorhergegangenen drei Betriebsjahre 1893/94, 1894/95, 1895/96 eingeſtellt hat, 
die für die vergrößerten Fabriken zu ermittelnden Zuckermengen um einen Betrag 
erhöht, welcher der Zuckererzeugung der eingegangenen Fabrik in den Jahren vor 
ihrer Betriebseinſtellung entſpricht. Dieſe Beſtimmung findet jedoch nur An— 
wendung, wenn die Entfernung zwiſchen den in Betracht kommenden Fabriken 
nicht mehr als dreißig Kilometer beträgt und wenn nach Ermeſſen der höheren 
Verwaltungsbehörde des Bezirks vom landwirthſchaftlichen Standpunkte Bedenken 
nicht entgegenſtehen, insbeſondere die Verwerthung des Ertrages der bisher an 
der Verſorgung der eingegangenen Fabrik betheiligten Rübenländereien durch die 
vergrößerten Fabriken im Weſentlichen geſichert erſcheint. 

F. 74. 

Die Feſtſtellung der Kontingente geſchieht in Rohzuckerwerth; fie erfolgt 
endgültig durch die oberſten Landes-Finanzbehörden nach näherer Beſtimmung des 
Bundesraths. 

9. 75 

Die zuläſſige Summe der für die einzelnen Fabriken feſtzuſetzenden Kontingente 
(das Geſammtkontingent) wird für das Betriebsjahr 1896/97 auf 1700 Millionen 
Kilogramm beftimmt. Nach näherer Beſtimmung des Bundesraths kann das 
Geſammtkontingent zur Erleichterung der Errichtung neuer Fabriken „welche aus⸗ 
ſchließlich Melaſſe entzuckern, bis um zwei Prozent des jeweiligen Geſammt— 
kontingents erhöht werden. . 

Soweit eine ſolche Erhöhung eintritt, finden die Beſtimmungen des $. 71 
auf dieſe Art Fabriken keine Anwendung. 5 

Für jedes fernere Betriebsjahr wird das Geſammtkontingent im vocher⸗ 
gehenden Jahre durch den Bundeskath feſtgeſtellt. Hierbei wird das neu feſt— 

Reiche - Geſepbl. 1896. 25 
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zuſetzende Geſammtkontingent gegen das Geſammtkontingent des Jahres, in welchem 
die Feſtſetzung erfolgt, um das Doppelte desjenigen Betrages vermehrt, um 
welchen der inländiſche Verbrauch an Zucker in dem vorhergegangenen Rechnungs⸗ 
jahr den Verbrauch in dem nächſt vorhergegangenen Rechnungsjahr übertroffen 
hat. Als verbraucht gilt der im Inlande gegen Steuerentrichtung in den freien 
Verkehr geſetzte Zucker. 

Ueberſteigt das hiernach feſtgeſetzte Geſammtkontingent die Summe der für 
dasſelbe Jahr für die einzelnen Fabriken ermittelten Kontingente, ſo ſind die 
letzteren verhältnißmäßig zu erhöhen, im entgegengeſetzten Falle verhälinigmäßig 
herabzuſetzen. 


4. Uebertragung des Kontingents auf andere Kabriken. 


$. 76. 

Iſt eine Fabrik durch Ereigniſſe der im F. 73 Abſatz 2 gedachten Art außer 
Stand geſetzt, Zucker bis zur Höhe ihres Kontingents herzuſtellen, ſo kann die 
Direktivbehörde geſtatten, daß der nicht erledigte Theil des Kontingents dem 
Kontingent anderer Fabriken, ſoweit dieſe die Verarbeitung der der erſteren Fabrik 
noch zur Verfügung ſtehenden Rohſtoffe übernehmen, zugeſchrieben wird. 

Die Uebertragung des Kontingents oder eines Theiles desſelben auf ein 
ſpäteres Jahr iſt unzuläſſig. 


Dritter Theil. 


Ausfuhrzuſchuͤſſe. 
1. Höhe der Zuſchüſſe und deren Zahlung. 
$. 77. 

Im Falle der Ausfuhr des Zuckers oder der Niederlegung desſelben in 
einer öffentlichen Niederlage oder einer Privatniederlage unter amtlichem Mit⸗ 
verſchluß in einer Menge von mindeſtens 500 Kilogramm wird ein Ausfuhr⸗ 
zuſchuß gewährt, welcher 

a) für Rohzucker von mindeſtens 90 Prozent Zuckergehalt und raffinirten 

Zucker von unter 98, aber mindeſtens 90 Prozent Zuckergehalt 2,50 Mark, 

p) für Kandis und Zucker in weißen vollen harten Broten, 

Blöcken, Platten, Stangen oder Würfeln oder in weißen 
harten durchſcheinenden Kryſtallen von mindeſtens 99½ Pro⸗ 
zent Zuckergehalt, alle dieſe Zucker auch nach Zerkleinerung 


unter ſteueramtlicher Aufſi cht. 3,8 ° 
e) für alle übrigen Zucker von mindeſtens 98 Prozent Zucker⸗ 
gehalt . , Se e- Af e e ee. es 3% „ 


für 100 Kilogramm beträgt. 


Nach näherer Beſtimmung des Bundesraths können die Ausfuhrzuſchüſſe 
auch für zuckerhaltige Waaren im Falle des F. 6 Ziffer 1 gewährt werden. 


$. 78. 

Die Zahlung der Zuſchüſſe erfolgt nach Ablauf von ſechs Monaten nach 
dem Tage der Ausfuhr oder Niederlegung. 

Wird Zucker aus der Niederlage in den freien Verkehr oder in eine Zucker⸗ 
fabrik entnommen, ſo iſt der darauf gewährte Zuſchuß zurückzuzahlen. Der 
niedergelegte Zucker haftet der Steuerbehörde ohne Rückſicht auf die Rechte Dritter 
für den Betrag des gewährten Zuſchuſſes. 


2. Aenderung der Zuſchußſätze. 
so, 

Der Bundesrath iſt ermächtigt, die im F. 77 vorgeſehenen Zuſchußſätze 
vorübergehend oder dauernd zu ermäßigen oder die Beſtimmung über die Zahlung 
von Zuſchüſſen vollſtändig außer Kraft zu ſetzen, ſobald in anderen Rübenzucker 
erzeugenden Ländern, welche gegenwärtig für die Zuckererzeugung oder Zucker⸗ 
ausfuhr eine Prämie gewähren, dieſe Prämie ermäßigt oder beſeitigt wird. Der 
bezügliche Beſchluß des Bundesraths iſt dem Reichstag, ſofern er verſammelt iſt, 
ſofort, andernfalls aber bei ſeinem nächſten Zuſammentreten vorzulegen. Der⸗ 
ſelbe iſt außer Kraft zu ſetzen, ſoweit der Reichstag dies verlangt. 

Für den Fall, daß der Bundesrath von der vorſtehenden Ermächtigung 
Gebrauch macht, iſt gleichzeitig eine der Erſparniß an Ausfuhrzuſchüſſen ent- 
ſprechende Herabſetzung der Zuckerſteuer anzuordnen. 


Vierter Theil. 
Zoll⸗, Uebergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 


F. 80. 
* Der Eingangszoll für feſten und flüſſigen Zucker jeder Art beträgt 40 Mark 
fur 100 Kilogramm. Unter Zucker werden auch Rübenſäfte, Füllmaſſen und 
Zuckerabläufe (Syrup, Melaſſe) verſtanden. 

Der Eingangszoll fur Honig, auch künſtlichen, wird auf den gleichen 
Betrag feſtgeſetzt. Die beſtehenden Beſtimmungen über die Ermittelung des 
Nettogewichts von Syrup in Fäſſern finden auf ausgelaſſenen Honig, auch künſt⸗ 
lichen, ſowie auf flüſſigen Zucker in Fäſſern gleichfalls Anwendung. 


F. 81. 
g Geht ausländiſcher Zucker unter Steueraufſicht zur weiteren Bearbeitung 
in eine Zuckerfabrik, fo kann die Steuerbehörde geſtatten, daß der Eingangszoll 
zunächſt nur in dem nach Abzug der Zuckerſteuer (§. 2) ſich ergebenden Betrage 


— 14 — 


erhoben und des Weiteren der Zucker wie unverſteuerter inländiſcher Rübenzucker 
behandelt wird. 
Se 

Wird Zucker, welcher vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in eine Nieder⸗ 
lage aufgenommen iſt, nach dem genannten Zeitpunkt in den freien Verkehr oder 
in eine Zuckerfabrik übergeführt, ſo iſt dafür, unbeſchadet der Rückzahlung des 
etwa darauf gewährten Zuſchuſſes, der Betrag des Unterſchiedes zwiſchen dem 
bisherigen und dem durch dieſes Geſetz beſtimmten Zuſchußſatze zu entrichten. 

Der gleiche Betrag iſt von demjenigen Zucker zu erheben, welcher ſich beim 
Inkrafttreten des Geſetzes außerhalb einer Niederlage im gebundenen Verkehr 
oder in einer Zuckerfabrik befindet, in letzterem Falle jedoch nur, ſoweit nicht der 
Zucker bein Ausgange aus der Fabrik auf das Kontingent der letzteren in An⸗ 
rechnung kommen würde. 

Wird Zucker, welcher vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in eine Nieder: 
lage ohne Zuſchußgewährung aufgenommen iſt, nach dem genannten Zeitpunkt 
unter Inanſpruchnahmie des Ausfuhrzuſchuſſes ausgeführt oder niedergelegt, ſo iſt 


1 - e Mai 1891 h 
dafür ein Zuſchuß nur in der im Geſetze vom 9 Jun 1895 vorgeſehenen Höhe 


zu gewähren. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen beziehen ſich nicht auf unverzollten aus⸗ 
ländiſchen Zucker. 

meh 

Dieſes Geſetz tritt bezüglich der Vorſchriften über die erſtmalige Kontin⸗ 
gentirung der Fabriken ſowie über den Eingangszoll und die Zuckerſteuer mit 
dem Tage ſeiner Verkündigung, im Uebrigen mit dem 1. Auguſt 1896 in Kraft. 

Für Gebietstheile, welche an dem vorgenannten Tage außerhalb der Zoll: 
grenze liegen, tritt, falls dieſelben in dieſe Grenze eingeſchloſſen werden, mit dem 
Tage der Einſchließung das gegenwärtige Geſetz in Kraft. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Neibabradensi, 


